
Ein Jahr nach der Wahl 
können sich Banken, 
Konzerne & Superrei-
che in Österreich freu-
en: Wie´s aussieht haben 
sie ihre Wahlkampfspen-
den an Kurz, Strache & 
Co schnell wieder herin-
nen. Allein die Senkung 
des Unfallversicherungs-
beitrags bringt ihnen pro 
Jahr 100 Millionen Euro 
an Extra-Profiten.

Und die nächsten gro-
ßen Angriffe werden 
schon vorbereitet: Bei 
den Sozialversicherungen 
soll unter dem Deckman-
tel „Strukturreform“ ei-
ne Milliarde gekürzt wer-

den. Die Mittel für Frau-
en- & Gleichstellungspo-
litik sollen um €500.000 
gekürzt werden, was für 
viele Initiativen das En-
de bedeutet, während das 
Prestigeprojekt „Famili-
enbonus“ besonders Bes-
serverdienenden zu Gu-
te kommt. Mit der ge-

planten Steuerreform soll 
den Unternehmen ein 
1,5 Milliarden-Euro-Ge-
schenk gemacht werden. 
Auch Immobilienhaie, 
die einen guten Teil des 
schwarz-blauen Wahl-
kampfes finanziert haben, 
sollen auf ihre Kosten 
kommen: Die Mieterver-

einigung befürchtet, dass 
Wohnungsmieten durch 
die geplante Mietrechts-
reform um bis zu 60% an-
steigen werden!

Offenbar will die Regie-
rung die wahlkampffreie 
Zeit bis zur EU-Wahl (Mai 
2019) nutzen, um mög-

lichst schnell möglichst 
viele Maßnahmen zu be-
schließen. Die Schwäche 
und Planlosigkeit der Op-
positionsparteien spielt 
ihr dabei in die Hände. 
Trotzdem gibt es keinen 
Grund, den Kopf in den 
Sand zu stecken: In vie-
len Bereichen gibt es vie-
le Menschen, die sich ge-
gen die Angriffe wehren. 
Notwendig ist eine Ver-
bindung dieser Proteste 
und Bewegungen zu einer 
schlagkräftigen Opposi-
tion auf der Straße.

Solange die Regierung 
im Amt ist, werden die 
Angriffe auf Beschäftig-
te, Arbeitslose, Schü-
lerInnen, Studierende, 
Frauen, Flüchtlinge und 
LGBTQI+-Personen wei-
tergehen. Das können 
wir uns nicht leisten. Ge-
gen den Klassenkampf 
von oben braucht es ent-
schlossenen Widerstand 
und einen Aktionsplan, 
der die verschiedenen 
Kämpfe zu einer echten 
Widerstandsbewegu ng 
gegen die schwarz-blaue 
Regierung zusammen-
führt -  mit Klassenkampf 
von unten.

Flo Klabacher

Die SLP fordert:
 F  Organisier dich 
in Betrieb, Schule 
und Uni. Plant und 
organisisiert Aktionen 
gegen die Angriffe 
von Unternehmen 
und Regierung. 
Vernetzt euch.
 F Für einen gemein-
samen Streik- und 
Aktionstag noch 2018!
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SPÖ-Krise: Kein Ende in Sicht
Mit Pamela Rendi-Wagner soll die erste Frau an der 
SPÖ-Spitze helfen, die Dauerkrise zu beenden. 
Ein Wechsel der Köpfe an der Spitze wird nichts 
ändern, da die Ursache tiefer liegt – nämlich in 
der grundlegenden Veränderung der SPÖ. Sün-
denfall reiht sich an Sündenfall und auch diesmal 
wird es keine Linke geben, die die SPÖ „zurück-
gewinnt“.                                 Seite  2 

Erdogan & die Währungskrise
Das Wachstum war auf wachsende Abhängigkeit 
von ausländischem Kapital gebaut. Die politi-
schen Ereignisse wie der Putschversuch vor zwei 
Jahren, der Abbau demokratischer Rechte und 
die immer autoritäreren Entwicklungen haben 
den Krisenprozess beschleunigt. Der wachsende 
Unmut braucht ein sozialistisches Programm er-
klärt İsmail N. Okay.                             Seite   12

Schwerpunkt
Derzeit wird wieder beson-
ders stark versucht, Mig-
rantInnen als die Sünden-
böcke aller Probleme dar-
zustellen, doch wer oder 
was ist die eigentliche 

„Mutter aller Probleme“?                        
                                        Seiten 7-10
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Mit einer klassenkämpferischen 
Bewegung in Betrieben, Schulen und Unis 
kann Schwarz-Blau gestürzt werden.
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Weg mit dieser 
Regierung der Reichen!
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von Sonja Grusch Von 1.-8. Ok-
tober findet die Eintragungs-
woche zum Frauenvolksbegeh-
ren statt. Schon im Frühjahr 
haben 247.436 den Weg auf die 
Ämter gemacht, nun liegt das 
Ziel bei 650.000 Unterschrif-
ten. Bei den Forderungen findet 

sich einiges, das wichtig wäre, zu erkämpfen. Aber 
irgendwie hab ich das Gefühl, das alles schon mal er-
lebt zu haben. Ach ja, 1997 haben 644.665 Menschen 
ein ähnliches Frauenvolksbegehren unterschrieben. 
Das Problem: Von den damaligen Forderungen wurde 
kaum eine erfüllt. Die Themen sind die selben geblie-
ben: Lohnunterschiede, fehlende Kinderbetreuung, 
Gewalt und Abhängigkeit, teurer/schwieriger Zugang 
zu Verhütung und Abtreibung etc. gibt es nach wie 
vor. Seither hat es in Bund und Ländern verschiede-
ne Regierungskombinationen gegeben. Aber gebracht 
hat das für die reale Situation von Frauen eher wenig. 
Weil nämlich schöne Worte die Wohnung nicht hei-

zen und das Anerkennen der Tatsache, dass Frauen 
schlechter bezahlt werden, daran auch nichts ändert. 
Die aktuelle schwarz-blaue Regierung verpasst den 
Angriffen auf Frauen (die es im übrigen auch vorher 
schon gab) noch einen Turbo.

Ich hab das Frauenvolksbegehren unterschrie-
ben – aber was nun? Ja, es ist ein Instrument, da-
mit in der Öffentlichkeit mehr darüber gesprochen 
wird. Check, erledigt. Aber WIE können die Forde-
rungen auch erreicht werden? Eine 30-Stundenwo-
che bei vollem Lohn ist längst überfällig, doch dafür 
muss ein echter gewerkschaftlicher Kampf geführt 
werden. Kostenlose Verhütung und Abtreibung 
wird die Regierung auch mit 650.000 Unterschriften 
nicht einführen, im Gegenteil will sie den Zugang 
erschweren. Verbesserungen wurden und werden 
uns NIE geschenkt, immer müssen wir sie erkämp-
fen. In Spanien haben am 8. März über fünf Millio-
nen Frauen (und Männer) für Frauenrechte gestreikt. 
Das wäre doch mal ein nächster Schritt auch für den 
Kampf in Österreich!

Die Politik von Schwarz-Blau 
ist grauslich. Doch verges-
sen wir nicht all die Kür-
zungsmaßnahmen, die 
von SozialdemokratInnen 
durchgeführt wurden. Die 
Privatisierung und Zer-
schlagung der Verstaat-
lichten sowie der massive 
Stellenabbau wurden un-
ter SPÖ-Kanzlern durch-
geführt. In den 1990er Jah-
ren folgte ein Kürzungs-
paket dem anderen. Auch 
in der Opposition stimmte 
die SPÖ den diversen ras-
sistischen Verschlechte-

rungen im Fremdenrecht 
von schwarz-blau zu. Von 
deren sonstigen Maßnah-
men machte sie übrigens 
kaum etwas rückgängig, 
als sie die Möglichkeit dazu 
hatte. Die Ausrede des Ko-
alitionspartners gilt nicht. 
Denn Gemeindewohnun-
gen werden auch im nach 
wie vor weitgehend von 
der SPÖ regierten Wien 
keine gebaut (außer ei-
ner Propaganda Handvoll) 
und die Mieten damit dem 
privaten (=teuren) Markt 
überlassen.

Sündenfall über 
Sündenfall

Die SPÖ 
zurückgewinnen?

Feministisches
Déjà-vu?
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Rendi-Wagner steht nicht 
für einen Kurswechsel. 
Sie ist die weibliche Ver-
sion von Kern. Gesell-
schaftspolitisch gibt man 
sich fortschrittlich, wirt-
schaftlichen steht man 
letztlich fest auf dem Bo-
den des Neoliberalis-
mus. Eine Linke ist sie 
nicht. Es ist zu befürch-
ten, dass ihr die Linken 
in der SPÖ wieder ein-
mal Vorschuss-Vertrauen 
geben werden. Ernsthaf-
te linke Sozialdemokra-
tInnen müssten die Vor-

sitz-Debatte nutzen und 
mit einer eigenen Kandi-
datur auf Basis eines sozi-
alistischen und kämpferi-
schen Programms austes-
ten, wie viele Linke es in 
der SPÖ noch gibt – und 
versuchen, sie zu sam-
meln. Stattdessen machen 
sich SJ & Co einmal mehr 
zum linken Feigenblatt 
der bürgerlich-kapitalis-
tischen Politik und be-
hindern so einmal mehr 
den Aufbau einer so drin-
gend nötigen neuen Ar-
beiterInnenpartei!

Mit Pamela Rendi-Wag-
ner soll die erste Frau 
an der SPÖ-Spitze hel-
fen, die Dauerkrise zu 
beenden. Was nicht ge-

lingen wird, da die Ur-
sache nicht an „unfähi-
gen“ Vorsitzenden liegt. 
Die Vorliebe für Toskana, 
teure Weine, Golfen oder 
Slim fit Anzüge sind mehr 
als persönliche Marotten 
– sie sind Ausdruck für 
die grundlegende Verän-
derung der SPÖ. Rendi-
Wagner setzt diese Linie 
nahtlos fort.

Angetreten vor rund 130 
Jahren als Partei der Ar-

beiterInnen und um den 
Kapitalismus zu über-
winden, ist davon heu-
te nichts übrig. Die Sozi-
aldemokratie verbürger-

lichte und sieht es als ihre 
Aufgabe, die Rahmenbe-
dingungen für den Kapi-
talismus so zu gestalten, 
dass er optimal floriert 
und auch für die Arbeite-
rInnen etwas abfällt. Das 
Problem dabei: Der Partei 
ist damit die Basis abhan-
den gekommen. 

Immer weniger Men-
schen aus der ArbeiterIn-
nenklasse (egal ob Kran-
kenpfleger, Kassierin, 

Bürokraft, Industriear-
beiterIn oder deren Ange-
hörige) sehen die SPÖ als 
„meine Partei“. Auch die 
(v.a. ausländische) Groß-
industrie, die die SPÖ so 
lange hofierte, dankt es 
ihr nicht. Die sozialde-
mokratischen Kanzler 
hatten für sie den sprich-
wörtlichen roten Teppich 
ausgerollt in Form von 
Steuererlässen und sons-
tiger Unterstützung – 
doch nun setzt man eher 
auf die Kurzsche ÖVP, die 
aggressiver und schneller 
die Rahmenbedingung 
an die Kapitalnotwen-
digkeiten anpasst (Stich-
wort: 12-Stunden-Tag). 
Es bleibt also eine Partei 
ohne soziale Basis, oh-
ne eigenständiges Pro-
gramm – und mit vielen 
Problemen. 

Sonja Grusch

Ein Wechsel der Köpfe an der 

Spitze wird nichts ändern, 

da die Ursache tiefer liegt.

SPÖ-Krise: Kein Ende in Sicht
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Die Großdemonstration 
gegen den 12-Stunden-
tag am 30. Juni gab vie-
len Menschen Hoffnung. 
Über den Sommer war-

teten dann KollegInnen 
auf Initiativen der ÖGB-
Spitze. Auch zahlreiche 
BetriebsrätInnen woll-
ten mehr machen, wur-
den aber auf die Kollek-
tivvertrags-Verhandlun-
gen (KV) vertröstet. Am 
18. September trafen sich 
dann ca. 900 KV-Ver-
handlerInnen. Präsen-
tiert wurde ein fertiges 
Forderungspapier mit ei-
nigen guten Forderungen. 
Aber: Vom Kampf gegen 

den 12-Stundentag war so 
gut wie keine Rede mehr, 
eher wie man ihn sich ab-
kaufen lässt. 

Tatsächlich sind eine 

sechste Urlaubswoche, 
ein Recht auf lange Frei-
zeitblöcke etc. gute Ideen. 
Aber abgesehen davon, 
dass der 12-Stundentag 
immer noch eine sozia-
le und gesundheitliche 
Katastrophe bleibt: Oh-
ne Kampf wird man auch 
diese Forderungen nicht 
umsetzen. Auch „star-
ke Branchen“ wie die Me-
tallerInnen können das 
nicht alleine schaffen. Es 
braucht konkrete Soli-

daritätsaktionen und ei-
ne gemeinsame Strate-
gie. Genau das kann oder 
will die ÖGB-Spitze nicht 
bieten. Man hofft auf ei-

ne SPÖ in der Regierung – 
irgendwann.

Ein erster Schritt wäre es, 
die verschiedenen Kämp-
fe und Initiativen, die es 
ja gibt, miteinander zu 
verbinden: Im Sozial- 
und Gesundheitsbereich, 
im Bildungswesen, ge-
gen Abschiebungen... Ein 
bundesweiter Streik-und 
Aktionstag, wie es die In-
itiative „ÖGB aufrütteln“ 
vorgeschlagen hat, wä-

re ein guter erster Schritt. 
Die Stärke der Regierung 
ist nur die Schwäche der 
Opposition bzw. die Un-
organisiertheit, Unent-
schlossenheit und Planlo-
sigkeit all jener, die nicht 
wollen, wie die Regie-
rung will. Arbeitszeitver-
kürzung statt 12-Stun-
den-Tag ist möglich, Re-
gierungsangriffe können 
zurückgeschlagen wer-
den, dazu braucht es aber 
Akionen im Betrieb und 
auf der Straße. Die Kol-
legInnen der AUVA sind 
hier ein Vorbild. Es hat 
sich ausgezahlt, dass die 
KollegInnen nicht auf die 
ÖGB-Spitze gewartet ha-
ben, sondern eigenstän-
dig aktiv geworden sind. 
Sie haben die Regierungs-
angriffe massiv abge-
schwächt.

Michael Gehmacher

“Islamisierung tötet” 
- eine Phrase die wir 
vor allem von der Pro-
paganda der Identitä-
ren kennen. Der Rich-
ter, der die Verhand-
lung wegen Bildung 
einer kriminellen Or-
ganisation und Verhet-
zung rund um die 17 
angezeigten Mitglieder 
der Identitären führ-
te, sieht in diesem Zi-
tat keine Kritik am Is-
lam - sondern eine 
„gerechtfertigte Kri-
tik“ an der grünen Po-
litik und am radikalen 
Islamismus. Er sieht in 
den Aktionen der Iden-
titären (u.a. Stürmung 
von Theateraufführun-
gen von Flüchtlings-
kindern) kein Problem. 
Es gab lediglich zwei 
Verurteilungen wegen 
Körperverletzung und 
Sachbeschädigung.

Nun können die Iden-
titären von dannen zie-
hen, in ihrer Gewissheit 
vom Gericht bestätigt, 
dass ihre rassistische 
Hetze rechtens sei. Der 
Richter, dessen Namen 
nicht genannt worden 
ist, hat allen Rechtsex-
tremen einen Freibrief 
für ihre Hetze und de-
ren Folgen erteilt. Das 
bestätigt einmal mehr, 
was die SLP schon seit 
langem festhält: Im 
Kampf gegen Rechtsex-
tremismus können wir 
uns nicht auf die Justiz 
oder den Staat verlas-
sen – besonders nicht 
unter Schwarz-Blau. 
Der Verteidiger der 
IB statuierte treffend: 
"Was Herr Sellner und 
Herr Kurz sagen, darin 
erkenne ich keinen so 
großen Unterschied." 

Dagegen zeigten 
hunderte Antifaschis-
tInnen im September 
in Wien, wie die Identi-
tären konkret gestoppt 
werden können: Ge-
meinsam blockierten 
sie den Endpunkt ei-
nes geplanten Aufmar-
sches und informierten 
PassantInnen und An-
rainerInnen über den 
wahren, rassistischen 
und unsozialen, Cha-
rakter der Identitären – 
mit Erfolg. Sie konnten 
nicht marschieren.

Peter Hauer

Der rechte Rand

Genau dort, wo die Belas-
tung schon jetzt groß ist, 
ist es auch die Wut über 
den 12-Stunden-Tag. Me-
tallerInnen, ÖBB u.a. sind 
gewerkschaftlich gut or-
ganisiert. Hier sollten die 
KollegInnen die ÖGB-
Streikfreigabe nutzen. 
Wenn klar wird, dass die 
Arbeit“geber“ den Forde-
rungen nicht zustimmen, 
dann ist Streik ein nöti-
ges Mittel, um die An-
griffe auf Gesundheit und 
Einkommen zurückzu-
schlagen.

Streiks und Aktionen müs-
sen demokratisch organi-
siert werden. Es ist wich-
tig, in Betriebsversamm-
lungen über die genauen 
Ziele und die Protestform 
zu beraten und abzustim-
men. Nur wenn alle miten-
tscheiden, kämpfen auch 
alle mit. Kampfschritte 
müssen auf Konferenzen 
besprochen werden. Auch 
das Ergebnis von Ver-
handlungen muss den be-
troffenen KollegInnen zur 
Urabstimmung vorgelegt 
werden.

Kämpfe sind erfolgreicher, 
wenn sie nicht isoliert sind. 
Wir müssen selbst infor-
mieren, denn Medien und 
Politik stehen auf Seiten der 
Chefs. Aktionen wie Be-
triebsversammlungen und 
Streik müssen auch auf die 
Straße getragen werden. 
Das erhöht die Wirkung und 
gibt solidarischen Menschen 
die Möglichkeit, sich anzu-
schließen. So kann auch ein 
Schulterschluss zu Kolle-
gInnen aus anderen Betrie-
ben und Branchen herge-
stellt werden.

Die Regierung plant auch 
Angriffe auf Mindestsi-
cherung, Arbeitslose und 
die Krankenkassen. Auch 
hier kann es Auseinan-
dersetzungen geben. Die-
se Bewegungen müssen mit 
den Lohn– und Gehalts-
verhandlungen verbun-
den werden. Weil die ÖGB-
Führung zu zögerlich ist, 
müssen KollegInnen, die 
was tun wollen, sich dauer-
haft koordinieren und un-
terstützen: ÖGB aufrütteln 
macht genau das: 

 FB/ÖGB aufrütteln

Wie ein „heißer Herbst“ ausschaut

Ob KV-Runde oder Sozialabbau: Wir müssen uns 

zusammenschließen und gemeinsam aktiv werden. 

Widerstand von unten aufbauen!
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Zwei Monate durfte sich 
Österreich mit den über 
5.000 Beschäftigten 
von Kika/Leiner freu-
en. Durch die Vermitt-

lung von Bundeskanz-
ler Kurz wurde die insol-
vente Möbelhausgrup-
pe verkauft. Während 
die XXXLutz-Gruppe 
wächst und Ikea den On-
linemarkt dominiert, 
fällt Kika/Leiner wieder-
holt durch Finanzproble-
me auf. Dann trat Kurz-
Berater René Benko mit 
seiner Firma Signa-Hol-
ding auf den Plan. Er ist 

Milliardär und könnte 
sich die Rettung von Ki-
ka/Leiner und allen Be-
schäftigten leisten. Nur 
wäre er nicht Milliardär, 

wenn er so ticken wür-
de. Es wird jetzt auch 
nicht gerettet, sondern 
saniert. Deshalb müssen 
bis zu 1.100 Beschäftig-
te gehen. Das macht zu-
mindest Benko und seine 
InvestorInnen noch rei-
cher. 

Die Betriebsräte be-
dauern zwar die Ent-
wicklung, nehmen sie 
aber als „natürlich“ hin. 

Es gibt einen Sozialplan, 
aber keine Spur von Wi-
derstand gegen die Kün-
digungswelle. Die Fehler 
des Managements wer-
den auf die einfachen Be-
schäftigten abgewälzt. 
Was ist in den letzten 
Jahren und Jahrzehnten 
mit dem Geld passiert, 
das die Beschäftigten er-
arbeitet haben? Wer hat 
sich bereichert? ÖGB und 
Betriebsrat sollten des-
halb die Offenlegung 
der Finanzen fordern, 
die in Zukunft von Ver-
treterInnen der Beleg-
schaft kontrolliert wer-
den müssen. Denen geht 
es nämlich, im Gegensatz 
zu den Benko & Co, nicht 
um Profite für wenige, 
sondern um langfristig 
stabile Jobs.

Thomas Hauer

Aus Betrieb & Gewerkschaft

Zur Kika/Leiner-„Rettung“

QGPA
Am 14.9. rief die GPA zum 
Protest gegen die Kürzung 
beim AMS. Trotz Regen 
kamen viele – und wur-
den enttäuscht. Die Be-
troffenen kamen nicht 
wirklich zu Wort. Auf völ-
liges Unverständnis stie-
ßen Appelle an die „liebe 
Frau Minister“ (gemeint 
ist Hartinger-Klein). Zu 
Recht fragten viele der 
anwesenden KollegIn-
nen, wann denn endlich 
Schluss ist mit dem ewi-
gen Bitten und Hoffen und 
wann die Gewerkschaft 
endlich Zähne zeigt. 

Die Beschäftigten der Four-
Roses-Brennerei (Kentu-
cky) streikten am 7.9. ge-
gen zweistufige Verträge. 
Neue Beschäftigte wären 
schlechter gestellt. Welch 
Bewusstsein gegen Spal-
tung und für gewerk-
schaftliche Einheit! Der 
Druck wuchs, da man un-
mittelbar vor dem Bour-
bon Festival streikte. Auch 
vorbildlich: Aktive Kund-
gebungen! Am 17.9. dann 
das Management: Das mit 
den zweistufigen Verträ-
gen war wohl ein „Miss-
verständnis“.

Inspiriert von der #mee-
too-Kampagne schrei-
ben McDonalds-Beschäf-
tigte in zehn Städten 
der USA mit dem ersten 
Streik gegen sexuelle Be-
lästigung am Arbeits-
platz Geschichte. Der 
Streik richtet sich ge-
gen sexuelle Übergrif-
fe durch Führungsper-
sonal. Unterstützt wer-
den die KollegInnen auch 
von Beschäftigten anderer 
Fast-Food-Konzerne, die 
OrganisatorInnen sind 
Teil der Kampagne für ei-
nen 15$ Mindestlohn.

Manfred Rabensteiner und 
Peter Redl, Betriebsräte 
im Lorenz Böhler Unfall-
krankenhaus der AUVA in 
Wien 20 im Interview.

“Für die Gewerkschaft 
war das, im Nachhinein ge-
sehen, eine Riesen-Überra-
schung ... die Betriebsräte 
des Lorenz Böhler Kran-
kenhauses haben zum Ar-
beitskampf aufgerufen und 
alle anderen nachgezogen.“

Gewerkschaft: „muss 
(..) definitiv Kraft zei-
gen, Kampfstärke zeigen. 
Das können sie beweisen, 
jetzt bei Lohnverhandlun-

gen. Wenn da überhaupt 
nix rauskommt, oder sie, 
wie in den letzten Jah-
ren schon, schwach ist ... 
dann haben sie sich von 
allein demontiert.“

Ist Generalstreik legi-
tim: „Ja, auf alle Fälle. So 
wie sie ...über die Arbei-
ter, über die Angestell-
ten, über die Leute ein-
fach drüber gefahren sind 
von Regierungsseite...ist 
das nur eine Möglichkeit, 
dass du wirklich Stärke 
zeigst.“ Mehr auf www.
slp.at und bei Eine Welt 
zu gewinnen!

Kurz & Co. sind die Profite der 

InvestorInnen und AktionärInnen 

wichtiger, als die Jobs zu retten.

Arbeitskampf 
bei Bilfinger?
Anfang Mai wurden die Be-
schäftigten vom Manage-
ment informiert, dass die 
drei Bilfinger-Gesellschaf-
ten Chemserv (am Chemie-
park Linz), VAM (in Wels) 
und Shared Services (in Linz 
am Rande des VOEST-Ge-
ländes) fusioniert werden 
und das Personalmanage-
ment verkauft wird, da das 
Personalleasing-Geschäft 
eingestellt wird. 

Die Information kam völ-
lig überraschend. Laut Ma-
nagement würden sich die 
operativ tätigen Firmen 
VAM und Chemserv mit ih-
rer Produktpalette gut er-
gänzen, ein gemeinsamer 
Marktauftritt beiden Tei-
len zusätzliche Chancen er-
öffnen. € 4 Millionen Ein-
sparungen aus „Synergie-
Effekten“ sollten nicht aus 
Kündigungen oder Lohn-
kürzungen, sondern aus der 
Nicht-Nachbesetzung von 
„natürlichen Abgängen“ 
kommen.

Geglaubt hat das so nie-
mand. Darum haben wir 
Betriebsratsvorsitzenden 
der betroffenen Gesellschaf-
ten zusammen mit Vertrete-
rInnen der Gewerkschaften 
gpa/djp und PRO-GE sowie 
der Arbeiterkammer (Jurist) 
ein gemeinsames Betriebs-
ratsgremium gebildet, das 
vom Management genaue 
Informationen eingefordert 
hat. Lange wurden wir mit 
Diskussionen über die ge-
plante Organisationsstruk-
tur hingehalten, bis Ende 

August die Katze aus dem 
Sack gelassen wurde: Es geht 
tatsächlich um eine Absen-
kung bei den Kollektivver-
trägen. 

Die neue Firma soll in elf 
Betriebe gemäß Arbeits-
recht zergliedert werden 
und diese je nach Haupttä-
tigkeit dem KV Metallindus-
trie, Metallgewerbe oder gar 
Allgemeines Gewerbe zuge-
ordnet werden. Das würde 
im Lauf der Jahre Einkom-
mensverluste von mehreren 
Tausend Euro bedeuten.

Das stößt logischerwei-
se allgemein auf Ablehnung. 
Die Gegenforderung des Be-
triebsratsgremiums lautet: 
Eine Firma = ein Betrieb = ein 
KV, nämlich Metallindust-
rie. Auf einer Betriebsräte-
konferenz aller betroffenen 
Firmen wurde dies einstim-
mig befürwortet. Unter-
schriftenaktionen und Ver-
sammlungen in den Betrie-
ben zeigen erste Wirkungen. 
Die zentralen Verwaltungs-
abteilungen können den KV 
Metallindustrie behalten. 

In diesem Umfeld haben 
am 26.9. in unserer Firma 
mit 95 % Wahlbeteiligung 
Betriebsratswahlen stattge-
funden. Ständige Informa-
tion und Organisierung der 
Belegschaft für ein offensives 
Vorgehen bis hin zu Streiks 
waren und sind meine zen-
tralen Punkte.

Gerhard Ziegler,
Betriebsratsvorsitzender 

bei Bilfinger Shared Services 
Österreich

RMcStreik RLegitimer Generalstreik
Kurznachrichten aus Betrieb & Gewerkschaft

RCheers!
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2012 berichtete die New York 
Times, dass ein Vater in ei-
nem Target Einzelhandels-
geschäft (USA) den Ma-
nager anschrie, weil seine 
jugendliche Tochter Gut-
scheine für Babyartikel er-
halten hatte. Eine Woche 
später kehrte er zurück, 

entschuldigte sich, da er 
soeben erfahren habe, dass 
seine Tochter schwanger 
war. Der Artikel behaup-
tete, dass ein Statistiker 
ein Modell entwickelt hat-
te, um Kaufgewohnheiten 
zu verschiedenen Produk-
ten zu analysieren und so 
herauszufinden, ob Frauen 
schwanger waren.

Das ist nur ein Bei-
spiel, wozu die Datenwis-

senschaft im Kapitalis-
mus führt. Daten wurden 
auch früher gesammelt, 
doch große Unternehmen 
wie Facebook, Netflix & 
Co. entwickeln ausgefeilte 
Tools, um sehr detailliert 
herauszufinden, wer wir 
sind und was sie uns ver-

kaufen können bzw. auch 
unsere „Bedürfnisse“ pro-
fitbringend zu steuern.

Das gesamte Geschäfts-
modell von Facebook ba-
siert darauf, so viele Da-
ten wie möglich über uns 
zu sammeln. Kaum unter-
schätzt werden kann die 
Gefahr des Facebook-Tools 
"Personen, die du kennen 
könntest", das die Iden-
tität von Menschen ent-

hüllen kann. Überleben-
de von häuslichem Miss-
brauch, politische Akti-
vistInnen und andere, die 
verschiedene Konten mit 
unterschiedlichen E-Mails 
auf verschiedenen Geräten 
nutzen, können trotzdem 
noch durch die Algorith-

men von Facebook identi-
fiziert werden.

Netflix, das Informationen 
über unsere Sehgewohn-
heiten zur Produktion von 
Fernsehsendungen und 
Filmen nutzt, verfügt über 
bis zu 75.000 verschiedene 
Filmkategorien (104 allein 
für Zombies). 

Datenwissenschaften 
sind extrem wertvoll für 

Technologieunternehmen 
und der Harvard Business 
Review nennt sie den "se-
xiest job of the 21st centu-
ry" ("attraktivster Job des 
21. Jahrhunderts"). Im Ka-
pitalismus ist die Verlet-
zung unserer Privatsphä-
re, um uns gezielter mit 
Werbung anzusprechen 
also "sexy"!

Doch können Daten-
wissenschaften auch zum 
Wohle von Menschen ein-
gesetzt werden? Eine alte 
Kritik am Sozialismus ist, 
dass es ohne einen Markt 
unmöglich zu wissen sei, 
was man produzieren 
soll. Die Entwicklungen 
im Bereich der Datenwis-
senschaft zeigen, dass es 
möglich wäre, genau her-
auszufinden, was in einem 
Bezirk, einer Stadt, einem 
Land oder der ganzen Welt 
gewünscht und benötigt 
wird.

Ohne das Motiv der Ge-
winnmaximierung könn-

ten wir in einer sozialis-
tischen Gesellschaft Al-
gorithmen und Analyse-
werkzeuge entwickeln, 
die unser Leben tatsäch-
lich verbessern und be-
reichern würden. Anstatt 
uns sagen zu lassen, dass 
wir mehr und mehr kau-
fen müssen, um glücklich 
zu sein und ein bestimm-
tes vorgefertigtes Bild zu 
erfüllen, können wir die 
technischen Möglichkei-
ten für Arbeitszeitverkür-
zung und Verbesserung 
der Unterhaltung nutzen.

Das alles ist möglich, 
ohne unsere Privatsphä-
re als Einzelpersonen zu 
verletzen. Wir können si-
cherstellen, dass für jedeN 
gesorgt ist - aber nur in ei-
nem System, wo die Pro-
duktion, die gesellschaft-
lichen Reichtümer und 
eben auch Daten unter der 
demokratischen Kontrolle 
der ArbeiterInnen stehen..  

Brettros

Daten sammeln: 
Wofür und für wen?

Die technischen Möglichkeiten, 

sehr viel über uns alle zu wissen, 

werden aktuell für Profite genutzt.

In der Folge eines „Aus-
rasters“ hat sich gezeigt: 
Weiße Männer wie John 
McEnroe gelten als „legen-
där“ für ihre Ausraster und 
zerstörte Tennisschläger, 
schwarze Frauen als „hys-
terisch“. Die traurige Spit-
ze von Rassismus und Se-
xismus wurde schließlich 
mit einer „Karikatur“ er-
reicht. Serena Williams 
hat gut reagiert, indem sie 
bei der Siegerehrung nach 
Buh-Rufen Respekt für ih-
re Gegnerin Naomi Osaka 
einforderte.

Kürzlich hat die neue Urhe-
berrechtsrichtlinie holp-
rige Zustimmung im EU-
Parlament erhalten. Zum 
Inkrafttreten muss sie 
noch einige Hürden neh-
men. Das propagandisti-
sche Motto der EU „Gegen 
Google & Co“ bedeutet in 
diesem Fall: „Für Springer 
& Co“. Die Lobby der gro-
ßen Verlage versucht, sich 
mit der Richtlinie Profite 
zu sichern. Internet-Use-
rInnen, kritische Initiati-
ven, kleine Organisatio-
nen, linke AktivistInnen 

werden von Abmahnungen 
und ruinösen, existenzbe-
drohenden Zahlungsforde-
rungen bedroht sein - auch 
für Rechtsanwaltskanzlei-
en ein gutes Geschäft. Wie 
so oft, sind Konsequenzen 
im Detail unklar. Plattfor-
men dürfen das Hochla-
den „geschützter“ Inhalte 
nicht mehr zulassen („Up-
loadfilter“). Dadurch bleibt 
fast nichts mehr übrig, was 
noch (kosten-)frei verfüg-
bar sein wird. Das Leis-
tungsschutzrecht („Links-
teuer“) wird die Arbeit und 

die Meinungsäußerung 
von kritischen Journalis-
tInnen und AktivistIn-
nen erschweren, weil fast 
nichts mehr zitiert werden 
darf. Das Kapital ist sich 
uneinig, manche glauben 
sogar, dass absurderweise 
doch Google und Youtube 
profitieren könnten, weil 
es dort schon Filterme-
chanismen gibt. Sicher ist 
nur eines: Wir sollen zah-
len, Unternehmen profi-
tieren. Das Internet ent-
kommt dem Kapitalismus 
nicht.

2016 kniete der Football-
Profi Kaepernick zur Hym-
ne, um gegen Rassismus 
und Polizeigewalt zu pro-
testieren. Viele folgten dem 
Beispiel. Das Establish-
ment um Trump versucht 
seitdem, diese Bewegung 
zu stoppen. Die Ligabosse 
wollten im Mai das Knien 
am Feld verbieten und be-
strafen. Doch die Spieler-
gewerkschaft widersetzte 
sich. Der Plan wurde zu-
rückgezogen. Jetzt sollte 
man den Protest gemein-
sam auf die Strasse tragen!

2 Rackets Uploadfilter und Linksteuer Take a Knee
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Anlässlich des internati-
onalen Aktionstags für 
legale und sichere Ab-
treibung gingen welt-
weit Frauen auf die Stra-
ße um sich für ihre Rech-

te einzusetzen. Auch in 
Wien und Salzburg pro-
testierten AktivistInnen 
von Nicht-mit-mir und 
vielen weiteren für das 
Recht auf Selbstbestim-
mung über den eigenen 
Körper. In Salzburg un-
terstützten viele Schüle-
rInnen die Aktion, hiel-
ten Reden und erklärten 
Ihren eigenen Bezug zu 
dem Thema. Auch das In-
teresse der PassantInnen 

war groß und wir hörten 
„Gut, dass auch auf die-
ses Themen aufmerksam 
gemacht wird!“ und wir 
wurden auch gefragt, ob 
man selbst helfen könne. 

In Wien beteiligte 
sich die österreichische 
Gruppe von Ni Una Me-
nos (Feministinnen aus 
Argentinien) und vie-
le weitere AktivistIn-
nen, u.a. auch aus Po-
len. Zum Ende der Ak-
tion wurden die Forde-
rungen für einen freien, 
kostenlosen Zugang zu 
Schwangerschaftsabbrü-
chen, aber auch für kos-
tenlose Verhütung, um-

fassenden Aufklärungs-
unterricht sowie kosten-
lose Kinderbetreuung für 
jedes Kind an den Ein-
gang des „Sozial- und 
Gesundheits“-Ministeri-

ums geheftet um deutlich 
zu zeigen: „Unser Körper, 
unsere Entscheidung!“ 

Die schwarz-blaue Regie-
rung hat bereits im Re-
gierungsprogramm ange-
kündigt das Recht auf Ab-
treibung zu beschränken. 
Doch wir werden nicht 
tatenlos zu sehen, wir 
kämpfen für unser Recht 
auf Selbstbestimmung!

Katka und Martina
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SozialhacklerInnen aller Länder:
Vereinigt euch!

Von 21.- 22.9 lud das „Kri-
tische Netzwerk aktivisti-
scher Sozialer Arbeit“ zum 

„Sozialhackler*innen Kon-
gress“ nach Wien ein. Uns 
AktivistInnen der SLP war 
es wichtig, darauf auf-
merksam zu machen, die 
Zeit zum Planen nächs-
ter gemeinsamer Aktio-
nen zu nutzen. Unter den 
Teilnehmenden war spür-
bares Interesse, aktiv zu 
werden. Jedoch erklärten 
viele, dass sie politisches 
Engagement als Zusatzbe-
lastung zu ihrem Job emp-

finden. Anknüpfend dar-
an wiesen wir darauf hin, 
dass es an uns lege, An-
gebote und Arbeitsfeld zu 
gestalten. Auch die Ak-
tionsform „Streik“ wur-
de genannt und diskutiert. 
Zur konkreten Planung 
weiterer Aktionen kam 
es leider nicht. Trotzdem 
kann der Kongress als er-
folgreicher erster Schritt 
für eine bundesländerü-
bergreifende Vernetzung 
von SozialarbeiterInnen 
gesehen werden.

 Marlene Erkl

AktivistInnen von Nicht-mit-Mir 

kämpfen in Wien und Salzburg für das 

Recht auf Selbstbestimmung.

Pro-Choice is ois

Andere über uns

„Die Presse“ berichtete über die Kollektivvertrags-
VerhandlerInnenkonferenz des ÖGB – und über die 
Intervention der von der SLP initiierten Kampag-
ne „ÖGB aufrütteln“. „Wir sind für eine kämpfe-
rische Politik im ÖGB“, zitiert sie SLP- und „ÖGB 
aufrütteln“-Aktivisten Flo Klabacher: „Die Regie-
rung diktiert uns Klassenkampf und wir können 
nicht klein beigeben und der Sozialpartnerschaft 
nachweinen.“

Am 20.9. fand in Salzburg 
ein inoffizieller EU-Gip-
fel statt. Das war auch der 
Höhepunkt unserer Kam-
pagne gegen die EU der 
Banken und Konzerne und 
die schwarz-blaue Regie-
rung. Im Rahmen dieser 
veranstalteten wir zahl-
reiche Aktionstage – teils 
mehrere pro Woche - und 
kamen mit über tausend 
Menschen in Diskussi-
on über die Heuchelei der 
EU und ihre Politik für 
die Reichen und Superrei-
chen. Wir verteilten tau-
sende Flyer, verkauften 
hunderte Vorwärts und 
zig Broschüren. Interes-
sierte Personen luden wir 
zu unseren Aktionsko-
mitees ein, auf denen wir 
inhaltliche Diskussionen 
führten, aber auch weite-
re Proteste und Aktionsta-
ge planten.

Nach dem Sommercamp 
von SLP und SAV Ende 
August kamen deutsche 
SozialistInnen nach Salz-
burg. Bei einer Veranstal-
tung ging es um G20 und 
den EU-Gipfel, wir such-
ten und fanden Parallelen 
und bereiteten uns auf die 
Gipfelproteste hier vor. Die 
Erfahrungen aus dem Gip-
fel in Hamburg halfen uns, 
mögliche Gefahren zu er-
kennen, wie eine Eskala-
tion durch die Polizei, und 
uns einen Umgang damit 
zu überlegen. An unseren 
Aktionstagen verteilten 
wir nicht nur Flyer und 
verkauften Vorwärts und 

Broschüren. Wir hielten 
auch zahlreiche Reden, in 
denen wir die Verbindung 
zwischen der Politik der 
einzelnen Regierungen 
der Mitgliedsstaaten und 
der Politik der EU selbst 
aufzeigten. Wir erklärten, 
warum wir die EU nicht 
reformieren können, aber 
auch keine nationalen Al-
leingänge wollen, sondern 
gemeinsam für ein Europa 
kämpfen, in dem die Pro-
fitlogik gestürzt wird - ein 
sozialistisches Europa.

Mit Schulbeginn began-
nen wir auch vor Schulen 
zu flyern. In den Komi-
teetreffen nutzten wir die 
Zeit, um eventuelle Be-
denken und Sorgen be-
züglich der Demonstration 
zu diskutieren. Außerdem 
betonten wir, dass die Pro-
teste weitergehen müssen 
und besprachen, welche 
Kämpfe sich in der nächs-
ten Zeit entwickeln könn-
ten. Auch weitere Aktio-
nen und Diskussionsver-
anstaltungen planten wir. 
Auf den Demonstrationen 
am 19. und 20.9. bildeten 
wir einen Jugendblock, in 
dem wir über Demosprü-
che, Transparente und 
Schilder unsere EU-Kritik 
mit dem Widerstand ge-
gen Schwarz-Blau verban-
den. Unsere Flyer auf der 
Demo kündigten weite-
re Veranstaltungen an und 
riefen dazu auf, mit uns 
auch über den Gipfel hin-
aus aktiv zu werden.

Moritz Bauer

Gegen den 
Gipfel der Eliten!



Als der deutsche Innenmi-
nister Horst Seehofer ver-
kündete, Migration sei 
„die Mutter aller Proble-
me“, brachte er damit nur 
auf den Punkt, wie weit 
das politische Establish-
ment bereits nach rechts 
gerückt ist. In Österreich 
werden währenddes-
sen Menschen abgescho-
ben, weil sie sich „nicht 
schwul genug“ verhal-
ten, um Schutz zu bekom-
men. Hier wie dort dient 
der Rassismus zur Um-

setzung von Angriffen 
auf soziale Standards und 
Grundrechte. Doch gera-
de weil die Debatte so fak-
tenfremd geführt wird, ist 
es umso wichtiger, klare 
Fakten statt Hetze in den 
Vordergrund zu stellen. 

Ja, immer mehr Men-
schen werden dazu ge-
zwungen, ihre Heimat zu 
verlassen. Gründe dafür 
gibt es viele. Ihr gemein-
samer Ursprung ist die 
jahrhundertelange kolo-
niale Ausbeutung, die es 
den unterworfenen Län-

dern verunmöglicht hat, 
dieselbe Entwicklung zu 
durchlaufen wie jene der 
Kolonialherren. Auch 
heute leiden die Länder, 
aus denen Menschen flie-
hen, unter (neo-)kolo-
nialer Ausbeutung von 
Mensch und Natur. Das 
hat sich mit dem Eintreten 
in die weltweite Krisen-
periode ab 2007/08 massiv 
verschärft: Im Jahr 2017 
befanden sich weltweit 
68,5 Millionen Menschen 
auf der Flucht. Im Zehn-

Jahres-Vergleich ist dies 
beinahe eine Verdopplung 
(2007: 37,5 Millionen). Im-
perialistische Staaten und 
Unternehmen bereichern 
sich an Ressourcen oder 
stehlen Land direkt durch 
„Land Grabbing“. Auch 
der österreichische Staat 
und österreichische Un-
ternehmen mischen hier 
kräftig mit. Sie verwüs-
ten ganze Länder mit-
tels Stellvertreterkriegen. 
Was sie zurücklassen, sind 
Millionen Menschen ohne 
jegliche Perspektive. Nur 

ein kleiner Bruchteil die-
ser Menschen wagt bzw. 
schafft es dann, auf jene 
Kontinente zu fliehen, auf 
denen die Chefetagen der 
verantwortlichen Konzer-
ne stehen. Zwei Drittel al-
ler Flüchtlinge 2016 wa-
ren sogenannte Binnen-
flüchtlinge, sie sind inner-
halb ihres Heimatlandes 
geflüchtet. Die EU nahm 
nur knapp 10% jenes Drit-
tels auf, das tatsächlich 
Landesgrenzen überquer-
te. Die meisten Flüchtlin-

ge bleiben in unmenschli-
chen Massenlagern in der 
Türkei, im Libanon, Irak, 
Pakistan, Uganda oder 
Äthiopien stecken.

Der Migrationsbericht 
der UN gibt an, dass 2017 
schätzungsweise 3,4% der 
Weltbevölkerung Migran-
tInnen sind. Jene Migran-
tInnen, die Seehofer an-
spricht, also Menschen 
die vor Krieg, Hunger, 
Folter, Naturkatastro-
phen oder anderen huma-
nitären Krisen flüchten, 

„AsylwerberInnen“, ma-
chen nur ein Zehntel der 
MigrantInnen aus. Tat-
sächlich ist die Unter-
scheidung zwischen „Mi-
grantInnen“ und „Flücht-
lingen“ bzw. zwischen 
„politischen Flüchtlin-
gen“ und „Wirtschafts-
flüchtlingen“ irreführend 
und konstruiert.

Die Genfer Flüchtlings-
konvention ist ein Re-
likt des Kalten Kriegs. Sie 
sollte damals hauptsäch-
lich pro-westlichen Intel-
lektuellen im stalinisti-
schen Ostblock Schutz im 
Westen ermöglichen. Der 
idealtypische Flüchtling 
ist auch heute ein verfolg-
ter Regimekritiker in ei-
ner nicht mit dem Wes-
ten kooperierenden Dik-
tatur. Doch die meisten 
Menschen fliehen nicht, 
weil Kopfgeldjäger direkt 
auf sie angesetzt sind. Sie 
fliehen vor Flächenbom-
bardements und den täg-
lichen Anschlägen mit 20, 
40, 100 Toten, die heute 
nur noch Randnotizen in 
unseren Zeitungen sind. 
Sie fliehen vor dem Agrar-
konzern, der ihre Felder 
zerstört und den Freihan-
delsverträgen, die ihm 
das ermöglichen. Sie flie-
hen vor – mit dem Westen 
verbündeten – Regimen, 

die Frauen- und Men-
schenrechte mit Füßen 
treten. Und nicht zuletzt 
fliehen sie vor Dürren und 
Fluten, vor Naturkatas-
trophen, die auf die Kli-
maerwärmung durch die 
kapitalistische Industrie 
zurückzuführen sind.

Praktisch bedeutet das, 
dass viele Menschen, die 
vor Krieg, Armut oder 
Rassismus aus ihrer Hei-
mat fliehen, sich keinen 
Schutz von jenen Ländern 
erwarten können, die die 
Genfer Flüchtlingskon-
vention unterschrieben 
haben. Sie sind ja nicht 
„persönlich verfolgt“. 
Was das konkret bedeu-
tet, ist Auslegungssache. 
Oder mörderisch zynisch 
angesichts der Vielzahl 
von Menschen, die auf 
eine Vielzahl von Arten 
verfolgt wird!

Nicht Migration ist al-
so die Mutter aller Prob-
leme - sondern jenes Sys-
tem, das Menschen erst 
zu Flüchtlingen ohne jeg-
liche Perspektive macht: 
Die kapitalistische Wirt-
schaft. Dieser Vorwärts-
Schwerpunkt widmet 
sich nun der Frage, wie 
ein sozialistischer Ansatz 
zu Migration aussieht.

Celina Brandstötter

Die Politik ignoriert den 
Großteil aller Fluchtursachen – 
auch weil sie dafür verantwortlich ist.

Sozialistische LinksPartei (Österreichische Sektion des CWI): T 01.524 63 10 M slp@slp.at W www.slp.at

Migration, die 
Mutter aller Probleme?
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 FBeim Untergang der 
Titanic sind 1.500 
Menschen gestorben. 
Eine Tragödie, die bis 
heute viele Menschen 
erschaudern lässt. 
Heute spielt sich diese 
Tragödie laufend im 
Mittelmeer ab. 2017 
sind mindestens 
3.193 Menschen 
beim Versuch, nach 
Europa zu flüchten, 
ertrunken. 2018 
starben bereits in den 
ersten sieben Monaten 
ca. 1.500 Menschen.

 F Insgesamt starben an 
Europas Außengrenzen 
seit dem Jahr 2000 
über 35.000 Menschen, 
23.000 davon seit 2014.

 FWeltweit waren 2015 
rund 60 Millionen 
Menschen auf der 
Flucht, die Hälfte 
davon Kinder. Rund 
38 Millionen davon 
blieben als „Binnen-
flüchtlinge“ in ihrem 
Heimatland, lediglich 
3,1 Millionen kamen 
als AsylwerberInnen 
in reichere Länder.

 FDie Zahl der Menschen, 
die zur Flucht 
gezwungen sind, ist 
in knapp drei Jahren 
auf 68,5 Millionen 
Menschen gestiegen. 
Alle 2 Sekunden 
wird ein Mensch 
dazu gezwungen, 
zu flüchten.
 
 FGeflüchtete Kinder, 
die in Griechenland 
gelandet sind, konnten 

im Durchschnitt 
20 Monate nicht in 
die Schule gehen, in 
Schweden warten 
Minderjährige bis zu 
einem Jahr darauf, in 
einem Asylverfahren 
angehört zu werden.

 FKriege, Hunger und 
Umweltkatastrophen 
sind die Hauptur-
sachen für Flucht. 
Aktuell gibt es über 
30 registrierte Kriege 
und Konfliktherde, 
die dazu führen, dass 
Menschen die Region 
verlassen müssen, 
um ihr Leben und das 
ihrer Kinder zu retten. 
Allein 2015 verkauften 
deutsche Rüstungs-
firmen Waffen im 
Wert von fast fünf 
Milliarden Euro ins 
Ausland. Österreich 
erstellt seit 2010 keinen 
Bericht mehr darüber, 
welche Firmen Waffen 
wohin verkaufen. Doch 
wird offensichtlich 
an diverse Diktaturen 
und real kriegführende 
Staaten verkauft.

 FMangelernährung und 
Lebensmittelspe-
kulationen treiben 
Menschen zur Flucht. 
Der Preis des Haup-
ternährungsmittels 
rotes Sorghum ist in 
Somalia in einem Jahr 
um 350% gestiegen. 
Alle fünf Sekunden 
stirbt auf der Welt 
ein Kind an vermeid-
baren Ursachen.
 
 Karin Wottawa

Auch wenn viele am liebsten 
die Augen vor den Gräu-
eln verschließen möch-
ten, spätestens die Bilder 
ertrinkender Kinder oder 
die Hundertschaften von 
(staatlichen oder selbst er-
nannten) Grenzschütze-
rInnen lassen dies nicht 
zu. Ob nun in der Hetze 

der österreichischen Bun-
desregierung, in mora-
lisch empörten ARTE-Do-
kumentationen, bei den 
Stammtischen dieser Welt 
oder in den Debatten der 
ArbeiterInnenbewegung: 
Überall werden Lösun-
gen und Scheinlösungen 
für die „Migrationskrise“ 
gesucht. Abschiebungen 
und Hochrüsten der Au-
ßengrenzen Europas sind 
die Antwort „unserer“ 
EntscheidungsträgerIn-
nen und ihrer Geldgebe-
rInnen. Fatalerweise ist es 
gerade die Linke, die oft-
mals keine oder nur letzt-
endlich arbeiterInnen- 
und flüchtlingsfeindliche 
Antworten zu präsentie-
ren weiß.

Im Deutschen Bundes-
tag fordert z.B. die „linke“ 
Sahra Wagenknecht ein 
„Umdenken“ linker Mi-
grationspolitik. Sie meint 
damit v.a. ein Überneh-
men von rechten Denk-
mustern und argumentiert 
das mit dem „Schutz“ der 
„kleinen Leute“ vor „un-
reglementierter Migrati-
on“. Auch in Österreich ist 
eine derartige Argumen-
tation wohlbekannt. Zum 
Schutz der heimischen Be-

schäftigten müsse der Na-
tionalstaat geschützt wer-
den, er wäre sonst ein „Eu-
nuchenstaat“ erklärte bei-
spielsweise Werner Murgg 
(Landtagsabgeordneter 
der KPÖ Steiermark) am 
Höhepunkt der „Flücht-
lingskrise“ . Und auch von 
gewerkschaftlicher Sei-

te gibt es kaum Solidari-
tät für Flüchtlinge. Ver-
suche, undokumentierte 
KollegInnen zu organisie-
ren, bekommen kaum Un-
terstützung. Auch hat man 
es jahrzehntelang verab-
säumt, migrantische Kol-
legInnen, die zum Ar-
beiten oder als Flücht-
linge kamen, in die Ge-
werkschaftsbewegung zu 
integrieren. Im Gegenteil: 
An den Spitzen von ÖGB 
und AK herrscht noch im-
mer die Auffassung, „ös-
terreichische“ Beschäftig-
te müssten vor der mig-
rantischen „Konkurrenz“ 
geschützt werden – und 
das obwohl rund 20% der 
Bevölkerung in Österreich 
Migrationshintergrund 
besitzen. Die überwälti-
gende Mehrheit davon sind 
ArbeiterInnen, Angestell-
te, Lehrlinge und Arbeits-
lose. „Sie“ sind also längst 
zu „wir“ geworden. Eine 
ArbeiterInnenbewegung, 
die diesen Teil der Arbei-
terInnenklasse ignoriert 
oder gar als Feinde sieht, 
steht im Widerspruch zu 
ihrer grundlegendsten 
Aufgabe – der Organisie-
rung der Klasse an sich. 
Die bewusste Spaltung 

in In- und AusländerIn-
nen im Sinne des Kapitals 
wird von diesen „Linken“ 
mit stetem Brennstoff ver-
sorgt.

Sie alle machen einen 
zentralen Fehler: Sie ka-
pitulieren vor den Wider-
sprüchen des Kapitalis-
mus, Kapital und Arbeit. 
Selbstverständlich werden 
MigrantInnen zum Abbau 
des Sozialstaates und zur 
Senkung des Lohnniveaus 
missbraucht. Das ist je-
doch nicht ihre Schuld! Es 
ist nur möglich, wenn das 
Kapital und seine Politike-
rInnen stark genug sind, 
um damit durchzukom-
men – und die ArbeiterIn-
nenbewegung zu schwach. 
In Österreich haben sich 
die Lebens- und Arbeits-
realität nicht verschlech-
tert, weil uns von außer-
halb Europas eine Flücht-
lingsinvasion eingeholt 
hätte, sondern weil die 
Spitzen der Wirtschaft 
sich sicher genug fühlen, 
die Errungenschaften der 
letzten Jahrzehnte zu zer-
schmettern.

Letztendlich geht es um die 
Kräfteverhältnisse und 
die Frage, ob man sie än-
dern kann. Wenn man da-
von ausgeht, man könne 
an der ungleichen Vertei-
lung des Reichtums, am 
Besitz der Produktions-
mittel durch eine kleine 
Minderheit sowieso nichts 
ändern, bezeichnet man 
sich eben als Pragmatiker 
und blickt bloß der „Rea-
lität ins Auge“. Wer nicht 
nach oben schlagen kann 
(oder will), tritt halt nach 
unten. Das ist kein Prag-
matismus, sondern Verrat 
an all jenen Menschen, die 
nichts zu verkaufen ha-

Zahlen und Fakten 

Nationalismus und Standortlogik 

spalten und schwächen uns alle.

Migration 
und die Linke
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Häufig wird das Argument gebracht, Migration scha-
de den ArbeiterInnen, da sie verschärfte Konkurrenz 
am Arbeitsmarkt bedeute. Ähnliches wird auch von 
deklariert Rechten vertreten. So meint FA-Gewerk-
schafter Michael Koschat etwa, es müsse „ein Schutz-
schirm über den österreichischen Arbeitsmarkt ge-
spannt werden“.  

Weil oft unwidersprochen, hält sich so auch bei Ar-
beiterInnen, was bereits Marx am Beispiel der irischen 
Migration nach England beschrieb: »Der gewöhn-
liche englische Arbeiter hasst den irischen als ei-
nen Konkurrenten, der die Löhne und den standard 
of life herabdrückt. Dieser Antagonismus zwischen 
den Proletariern in England selbst wird von der 
Bourgeoisie künstlich geschürt und wach gehalten. 
Sie weiß, dass diese Spaltung das wahre Geheimnis 

der Erhaltung ihrer Macht ist.« (Der Generalrat an 
den Föderalrat der romanischen Schweiz, 1870)

Die aktuelle Debatte ist im Wesentlichen eine Fort-
führung der Richtungsdebatte in der frühen Sozialde-
mokratie. ReformistInnen forderten im späten 19. Jahr-
hundert ein Arbeitsverbot für Frauen und argumentier-
ten, so könne man Lohnerhöhungen erzwingen. Als von 
KapitalistInnen der imperialistischen Staaten vermehrt 
Arbeitskräfte aus den Kolonien geholt wurden (die unter 
weit schlechteren Bedingungen im Vergleich zu „Ein-
heimischen“ arbeiteten), beschlossen zahlreiche Ge-
werkschaften (u.a. in Nordamerika), MigrantInnen aus-
zuschließen und aus dem Arbeitsmarkt zu verdrängen, 
um Billigkonkurrenz zu vermeiden. Doch sobald es zu 
Streiks kam, wurden ebenjene gewerkschaftlich nicht 
erschlossenen Schichten zum Streikbrechen eingesetzt. 

Beim Amsterdamer Kongress der 2. („Sozialistischen“) 
Internationale 1904 wurde von ReformistInnen ein Ein-
reiseverbot für „Arbeiter rückständiger Rassen“ aus 
Angst vor sozialen Verschlechterungen für „heimische“ 
Beschäftigte gefordert. Mangels Einigung wurde die De-
batte auf den Stuttgarter Kongress 1907 verlegt. Dort 
setzte sich der revolutionäre Flügel um Karl Liebknecht 
durch. Er meinte: „Fort mit dem Damoklesschwert 
der Ausweisung! Das ist die erste Voraussetzung da-
für, dass die Ausländer aufhören, die prädestinierten 
Lohndrücker und Streikbrecher zu sein!“ Folglich be-
schloss der Kongress die Forderung nach „Abschaf-
fung aller Beschränkungen, welche bestimmte Natio-
nalitäten oder Rassen vom Aufenthalte im Lande und 
den sozialen, politischen und ökonomischen Rechten 
der Einheimischen ausschließen“.

Revolutionäre SozialistInnen betonten damals wie 
heute die gemeinsamen Interessen von ArbeiterInnen, 
egal woher sie kommen, und setzen sich für einen kol-
lektiven Kampf ein – gleichzeitig wird eine klare Distanz 
zu Bürgerlichen gehalten, die Migration zur Unterwan-
derung sozialer Standards nutzen.

Leon Neureiter

Reformismus und
Grenzschutz

ben als ihre Arbeitskraft. 
Und dies schließt die flie-
henden Massen mit ein. 
Grund dieses Fehlschlus-
ses ist die ideologische Ba-
sis der Führung der Ar-
beiterInnenbewegung – in 
Österreich, aber auch in-
ternational: Reformismus, 
also das akzeptieren ka-
pitalistischer Spielregeln, 
führt zwangsweise früher 
oder später zu Nationalis-
mus.

Besonders fatal ist der 
Irrglaube, die Arbeite-
rInnenbewegung könn-
te durch ein Übernehmen 
dieser Logik soziale Er-
rungenschaften verteidi-
gen, nach der Logik: „Wir 
müssen uns zuerst um ös-
terreichische ArbeiterIn-
nen kümmern“. Ein Ein-
lenken gegenüber dem 
Rassismus und der Spal-
tung stärkt uns nicht ein-
mal kurzfristig, dafür le-
gitimiert es die rassistische 
Hetze von oben. Es spielt 
den Reichen und Rechten 
in Hände: Ihr Geschrei, 
Flüchtlinge würden „un-
sere“ Arbeitsplätze, Woh-
nungen und Sozialleistun-
gen stehlen, lenkt von den 
tatsächlichen Schuldigen 
ab - dem einen Prozent der 
Menschen, die in Öster-
reich über 800 Milliarden 
Euro besitzen. Somit führt 
kein Weg vorbei an einem 
Kampf gegen Zuzugsbe-
schränkungen einerseits 
und dem Kampf für soziale 
Verbesserungen anderer-

seits. MigrantInnen, egal 
woher sie kommen, sind 
Teil der österreichischen 
ArbeiterInnenbewegung 
und sollten endlich auch 
in ihren Organisationen 
gleichberechtigt willkom-
men sein. Nur so kann ver-
hindert werden, dass ein 
Teil der Beschäftigten vom 
Kapital zum Schaden aller 
missbraucht wird.

Nationalstaatliche Gren-
zen sind im Kapitalismus 

also kein „Schutzraum“ 
für die jeweilige Bevölke-
rung, wie Wagenknecht, 
Murgg & Co behaupten. 
Sie sind Instrumente der 
Herrschenden. Für Ka-
pital werden sie geöffnet 
oder geschlossen, wie es 
die Herrschenden gerade 
brauchen. Für uns bedeu-
ten sie entweder tödlichen 
Ausschluss oder ideologi-
sche Geiselhaft. Deswe-
gen hat sich die Arbeite-
rInnenbewegung bereits 
von Anfang an grenzüber-
schreitend organisiert. Der 
Kampf gegen Kapitalismus 
ist für uns auch ein Kampf 
für die Möglichkeit aller 
Menschen, frei nach ihren 
Bedürfnissen das Land, in 
welchem sie leben wollen, 
zu wählen. Doch solan-
ge es dieses kapitalistische 
System gibt, brauchen die 
Herrschenden dieser Welt 
Grenzen und werden die-
se nicht hergeben – zu-
mindest nicht ohne Ge-
walt. Die Grenzen selbst 
sind ein Symptom der ka-

pitalistischen Ausbeutung 
und können nicht ohne je-
ne „abgeschafft“ werden. 
Wenn wir den Kapitalis-
mus überwunden haben, 
werden in weiterer Folge 
auch Nationalstaaten und 
damit Grenzen überflüssig 
– und sterben ab. 

Während Menschen elendig 
verhungern, Wälder ge-
rodet werden und Wasser 
gestohlen wird, Kriege um 
sich greifen und der Klima-
wandel immer horrende-
re Ausmaße annimmt, ist 
es nur verständlich, dass 
Menschen – derzeit 68,5 
Millionen weltweit – flie-
hen. Nicht die Gier oder 
der Neid auf „unser schö-
nes Leben“ treibt sie in 
die Hände von Schlepper-
banden. Die tatsächliche 
Fluchtursache lässt sich in 
einem Wort zusammen-
fassen: Kapitalismus. Jede 
Ausrede für die Notwen-
digkeit, Flüchtlingen nicht 
die nötige Solidarität zu 
geben, macht jene, die sie 
aussprechen, mitschuldig 
an dem Leid der Arbeite-
rInnen – egal ob in Öster-
reich, im Kongo oder in Sy-
rien. Denn es ist keine Fra-
ge der vorhandenen Mittel, 
ob alle Menschen in Wür-
de leben können, sondern 
ausschließlich eine Frage 
der Verteilung!

Jedes Zurückweichen aus 
„taktischen“ Überlegun-
gen schwächt unsere Wi-
derstandskraft in anderen 
Fragen. Nur ein gemein-
samer Kampf gegen Ras-
sismus und Kapitalismus – 
gemeinsam mit allen davon 
betroffenen – kann auch 
erfolgreich sein. Und Erfolg 
haben wir bitter nötig!

Moritz Erkl, 
Sebastian Kugler

Migration

Kampf gegen Rassismus und 

Abschottungspolitik bedeutet

Kampf gegen Kapitalismus.

Zum Weiterlesen
Was ist linke Migrationspolitik? 
Erschienen im Manifest Verlag

Texte, die den Äußerungen von Sahra Wagenknecht 
die prinzipielle Verteidigung der Rechte von Mig-
rantInnen und einen Klassenstandpunkt entgegen-
stellen.

Marx aktuell
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Während die europäischen 
Regierungen die Gren-
zen aufrüsten und kon-
sequent nach rechts rü-
cken, kann es schwierig 
sein, sich vorzustellen, 
wie dagegen effektiv Wi-
derstand geleistet wer-
den kann. Die Medien be-
richten wenig über solche 
Kämpfe, doch es gibt sie: 
Im Februar 2017 demons-
trierten etwa, von den in-
ternationalen Medien fast 
ignoriert, in Katalonien 
500.000 Menschen für die 
Aufnahme von Flüchtlin-

gen. Dabei machten sie 
nicht nur ihrem Unmut 
über Politik der Herr-
schenden in den Fragen 
der Migration, sondern 
auch über die sozialen 
Missstände Luft.  Kollek-
tiver Widerstand gegen 
Abschiebungen und ras-
sistische Flüchtlingspoli-
tik ist möglich – er pas-
siert jeden Tag und es gibt 
zahlreiche Beispiele, aus 
denen wir lernen können.

Sogar in scheinbar aus-
sichtlosen Situationen 
lohnt es sich, zu kämpfen. 
Im Winter 2011/12 droh-
te die Abschiebung der 
serbischen SchülerInnen 
Denis und Jovana. Alle 
rechtlichen Möglichkei-

ten waren ausgeschöpft. 
Doch kollektive Solida-
rität mischte die Karten 
neu. Die SLP konnte ge-
meinsam mit ihnen und 
ihren MitschülerInnen 
eine erfolgreiche Kam-
pagne gegen die Abschie-
bung aufbauen. Wir hal-
fen bei der Organisierung 
einer Vollversammlung 
an der Schule. Dem folg-
te innerhalb von zwei Ta-
gen ein Schulstreik mit 
500 TeilnehmerInnen. 
Sogar der Wiener Bas-
ketball Verband solidari-

sierte sich mit Denis und 
die Gratiszeitung „Heu-
te“ sah sich gezwungen, 
ihn zum „Wiener des Ta-
ges“ zu küren. Denis und 
Jovana konnten dank 
kollektiven Widerstands 
bleiben.

Zentral ist jedoch, dass der 
Widerstand nicht über 
die Köpfe der Betroffe-
nen hinweg passiert: Es 
braucht Selbstorganisati-
on. Die Flüchtlingsbewe-
gung 2012/13 bedeutete 
einen Meilenstein in der 
Geschichte der österrei-
chischen Flüchtlingspro-
teste. Sie zeigte zum ers-
ten Mal das eindrucks-
volle Potential von Ge-

flüchteten auf. Am 24. 
November 2012 machten 
sich hunderte Flücht-
linge vom Massenlager 
Traiskirchen in einem 
Protestzug nach Wien 
auf, um gegen die mise-
rable Unterbringung und 
die katastrophale recht-
liche und soziale Situati-
on von AsylwerberInnen 
anzukämpfen. Monate-
lang trotzten sie staatli-
cher Repression und me-
dialen Hetzkampagnen, 
schlugen ein Lager vor 
der Votivkirche auf und 

besetzten diese schließ-
lich, ehe sie ins Servi-
tenkloster weiterzogen. 
Sie erkämpften nicht nur 
ihr eigenes Bleiberecht, 
sondern auch das Recht 
auf eine Lehre, welches 
nun von der Regierung 
angegriffen wird. Eines 
der weltweit beeindru-
ckendsten Beispiele für 
die Selbstorganisation 
von MigrantInnen findet 
in Hongkong statt. Seit 
2014 organisieren sich 
hier indonesische Haus-
arbeiterInnen in der Or-
ganisation KOBUMI, um 
gegen die an Sklaverei 
erinnernden Arbeitsbe-
dingungen zu kämpfen. 
Mit der Unterstützung 

von Socialist Action (SLP 
Schwesterorganisation in 
Hong Kong) konnte u.a. 
bereits eine Lohnerhö-
hung erkämpft werden. 
All diese Beispiele zei-
gen, dass die Rechte von 
MigrantInnen nicht über 
StellvertreterInnenpoli-
tik, sondern nur über ge-
meinsame Kämpfe ver-
teidigt werden können.

Eine revolutionäre Par-
tei wie die SLP oder ih-
re Schwesterorganisa-
tionen sind hierbei von 
enormer Hilfe. Sie kann 
die Erfahrungen aus ver-
gangenen Kämpfen bün-
deln und in neue Aus-
einandersetzungen ein-
bringen. Ebenso kann 
sie verschiedene Berei-
che des Widerstandes ge-
gen die Politik der Herr-
schenden verbinden und 
somit helfen, die Isolati-
on von MigrantInnen zu 
durchbrechen. Vor al-
lem kann sie die Notwen-
digkeit, sich nicht an die 
Spielregeln des kapitalis-
tischen Staates zu halten, 
hervorheben und neu-
en AktivistInnen auf-
zeigen, wie dies erfolg-
reich sein kann. Das Feh-
len einer starken revolu-
tionären Kraft wurde in 
der großen Solidaritäts-
bewegung 2015/16 spür-
bar: Sie vereinte riesiges 
Potenzial und Solidari-
tät, doch konnte sie kei-
ne konkreten Organisati-

onsangebote und politi-
sche Perspektiven bieten. 
Die Proteste versicker-
ten und nur wenig später 
kam Schwarz-Blau an die 
Macht. Gerade der Ras-
sismus der jetzigen Re-
gierung bringt viele dazu, 
sich erstmals oder wieder 
im Kampf für MigrantIn-
nenrechte zu engagieren. 
Umso wichtiger ist es, die 
Lehren der vergangenen 
Kämpfe in einer starken 
Organisation zu bündeln.

Es wäre aber auch aus-
sichtslos, nur innerhalb 
eines Staates für Migran-
tInnenrechte zu kämp-
fen. Der Kapitalismus und 
damit die Fluchtursa-
chen sind international. 
Sie können nur interna-
tional vernetzt bekämpft 
werden. Deswegen ist die 
SLP Teil des Komitees für 
eine ArbeiterInnen-In-
ternationale (KAI/CWI), 
dessen AktivistInnen in 
Ländern wie Nigeria, Su-
dan, Cote D'Ivoire, Tune-
sien, in der Türkei, Israel/
Palästina, Pakistan etc. 
vor Ort aktiv sind. Denn 
letztendlich können wir 
unsere Ketten nur durch 
internationalen, gemein-
samen Kampf gegen Aus-
beutung, Krieg und Ras-
sismus und für eine Welt, 
in der der Kapitalismus 
durch eine demokrati-
sche sozialistische Wirt-
schaft und Gesellschaft 
ersetzt wird, sprengen.

Lukas Kastner

 Migration

Selbstorganisation 
statt Bevormundung!

Wie Kämpfe für die Rechte von 
MigrantInnen erfolgreich sein können.
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2012 schlug Kurz vor, El-
tern, deren Kinder im 
höheren Maß Schu-
le schwänzen, eine 1.500€ 

hohe Strafzahlung aufzu-
erlegen. Jetzt folgen den 
Worten Taten.

Fehlen SchülerInnen 
drei Tage unentschuldigt – 
im Laufe von neun Jahren 
Pflichtschule – erfolgt eine 
Anzeige. Eine bis zu 440€ 
hohe Strafe kann die Fol-
ge (mindestens 110.-) sein. 
Sogar eine Ersatzfreiheits-
strafe für die Eltern ist 
möglich.

Diese Strafen werden 
nichts dazu beitragen, 
dass SchülerInnen weni-
ger schwänzen. Die Ur-

sachen für das Fernblei-
ben werden dadurch nicht 
angetastet. Viele Schüle-
rInnen schwänzen, weil 
sie dem Leistungsdruck 
nicht standhalten, psychi-
sche Erkrankungen neh-
men zu. Andere bleiben 
zu Hause, um kranke Ver-
wandte zu pflegen, oder 
um auf jüngere Geschwis-
ter aufzupassen. Kinder 
mit alkoholkranken oder 

drogenabhängigen Eltern 
haben oft nicht einmal 
die Möglichkeit, eine Ent-
schuldigung zu bekom-
men. Und wegen Kürzun-
gen gibt es nicht genügend 
SozialarbeiterInnen, um 
bei solchen Problemen zu 
helfen. Ganz im Gegenteil. 
Dieser Schritt in Richtung 
Law&Order wird vor allem 
diese meist einkommens-
schwachen Familien tref-
fen, reichere können die 
Strafen einfach bezahlen.

Wieder einmal werden 
Symptome, nicht Ursa-
chen bekämpft. Stattdes-
sen muss das Bildungs-
system besser finanziert 
werden und mehr Sozial-
arbeiterInnen und Schul-
psychologInnen angestellt 
werden. 

 Nicolas Prettner

Gefängnis fürs Schwänzen?!

Ursachen bekämpfen! 

Statt Strafen ist mehr Geld für 

Soziales und Bildung notwendig.

Rund 1.000 Geflüchtete ma-
chen in Österreich aktuell 
eine Lehre und das vor al-
lem in sogenannten Man-
gelberufen. Mit dem jüngs-
ten Beschluss der schwarz-
blauen Regierung ist dies 
nicht mehr möglich. 
Einerseits dürfen Geflüch-
tete in Österreich nun 
keine Lehre mehr an-
fangen und andererseits 
wird eine große Zahl je-
ner, die mitten in ihrer 
Lehre sind, abgeschoben.  
Um jeden Preis will die Re-
gierung das Bild vom fau-
len Geflüchteten, der dem 
Staat nur auf der Tasche 
liegt, aufrechterhalten. 
Es wird jede Möglichkeit, 
dass Geflüchtete sich in-
tegrieren und Teil der Ge-
sellschaft werden, nieder-
geschlagen. So soll Solida-
rität verhindert werden.  
Doch wer Menschen das 
Recht auf Bildung, Leh-
re und Arbeit verwehrt, 
treibt diese in Perspektiv-
losigkeit und manche auch 
in die Kriminalität! Das 
passt der Regierung wie-
derum gut in ihre Politik.

Vor allem in „Mangel-
berufen“ ist es kein Wun-
der, dass es so viele offe-
ne Lehrstellen gibt. In der 
Gastronomie z.B. leiden 
die Beschäftigten bezüg-
lich Arbeitszeiten und Ent-
lohnung unter schlech-
ten Arbeitsbedingungen. 
Der plötzliche Humanis-
mus mancher Unterneh-
men hat wohl auch da-

mit zu tun, dass unter den 
jetzigen Bedingungen Ar-
beitskräfte mit unsicherem 
Aufenthaltsstatus benützt 
werden, um Lohndumping 
zu betreiben und Stan-
dards zu senken. 

Es braucht also genügend 
Lehrstellen für alle, Lehr-
stellen mit guter Ausbil-
dung und Bezahlung und 
den Zugang zur Lehre für 
alle, die hier leben. Um al-
le Lehrlinge – egal woher 
sie kommen – vor miesen 
Jobs zu schützen, muss 
auch die Erpressbarkeit 
von AsylwerberInnen ab-
geschafft werden durch 
ein Bleiberecht.

Solche Verbesserungen 
sind möglich: Indem man 
Druck auf den Staat auf-
baut, sich solidarisiert in 
Kämpfen mit Betroffenen 
und mit starken Forde-
rungen. So wurde auch das 
Recht auf Lehre für Asyl-
bewerberInnen als Resultat 
der Flüchtlingsbewegung 
rund um die Besetzung 
der Votivkirche 2012/13, 
von den Betroffenen selbst 
mit Unterstützung von 
solidarischen „Österrei-
cherInnen“ erkämpft. 
Auch wir als SLP haben da-
bei eine wichtige Rolle ge-
spielt, haben u.a. dafür ge-
sorgt, dass Gewerkschaf-
terInnen und AktivistIn-
nen an einen Tisch kamen 
und letztlich das Recht auf 
Lehre erkämpft wurde!

Kajal Valad

„Noch aktiv, weil die Welt noch 
ungerechter geworden ist.“
1992/93 bin ich in Linz po-
litisch aktiv geworden. Der 
Gewerkschaft bin ich als 
Jugendvertrauensrat in der 
Lehre beigetreten, der SPÖ 
noch als „Sozialistischer 
Partei Österreichs“. Die 
KPÖ hatte wegen des Stali-
nismus wenig Anziehungs-
kraft. Die 90er Jahre wa-
ren geprägt von Sozialab-
bau und Zerschlagung der 
Verstaatlichten mit zuneh-
mender Arbeitslosigkeit. 
Die SPÖ war im Lager des 
Neoliberalismus angekom-

men, die Gewerkschaft hielt 
die Menschen still – auf die-
sem Boden keimte der Auf-
stieg der FPÖ unter Haider. 
Der absehbare EU-Beitritt 
und das „Ausländer-Raus“-
Volksbegehren der FPÖ be-
schleunigten meine Politi-
sierung. 

Schließlich fand ich 
meine politische Heimat 
im Vorwärts, der heuti-
gen SLP. Viel Zeit ist seit 
damals vergangen und ich 
stelle mir selbst manch-
mal die Frage, warum ich 

noch immer aktiv bin. Ei-
gentlich ist die Antwort 
einfach: Weil auch 2018 
die Welt noch ungerecht 
ist, weil Menschen an den 
Grenzen Europas sterben, 
weil der ÖGB noch immer 
keine Gegenwehr organi-
siert, weil die Zukunft von 
Kindern von ihrer Her-
kunft abhängt und noch 
vieles mehr. Darum bin 
ich auch 2018 noch in der 
SLP aktiv! 

Albert Kropf, , 
Lehrer in Wien

Bildung und 
Lehre für alle!

In Shenzen, China, befinden sich die Beschäftigten 
von Jasic Technology seit Wochen im erbitterten Ar-
beitskampf – gegen ausbeuterische Bosse, bruta-
le Polizei, und deren Komplizen von der staatlichen 
„Gewerkschaft“. 70 wurden verhaftet, doch der 
Kampf und die internationale Solidaritätskampagne 
des CWI gehen weiter.

KämpferInnen des Monats
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Als Folge der Weltwirt-
schaftskrise 2007/08 ha-
ben die großen kapita-
listischen Länder wie die 
USA eine Niedrigzinspo-
litik betrieben. In Fol-
ge floß Kapital von die-
sen Ländern in die soge-
nannten Schwellenländer 
wie die Türkei. Die türki-
schen KapitalistInnen ha-
ben davon profitiert. Das 
jahrelange Wirtschafts-
wachstum war aber auf 

Sand gebaut - die tür-
kische Wirtschaft wur-
de immer abhängiger von 
ausländischem Kapital.

Seit 2013 aber hat der 
Geldfluss die Richtung 
gewechselt und die tür-
kische Lira verliert konti-
nuierlich an Wert. Ergänzt 
wird diese Entwicklung 
durch die ebenfalls kon-
tinuierlich steigende In-
flationsrate. Die politi-
schen Ereignisse wie der 
Putschversuch vor zwei 
Jahren, der Abbau demo-
kratischer Rechte und die 
immer autoritäreren Ent-
wicklungen haben ihr 
Übriges dazu getan, dass 
dieser Krisenprozess sich 
beschleunigte.

Neben den wirtschaft-
lichen Problemen kam im 
Sommer 2018 noch ei-
ne politische Krise mit 
der US-Regierung hinzu. 

Trump verkündete eini-
ge wirtschaftliche Sank-
tionen gegen die Türkei, 
weil Erdogans Regime den 
in der Türkei inhaftierten 
US-Bürger Pastor Brun-
son nicht freiließ. 

All das hatte am 10. 
August einen massiven 
Wertverlust der türki-
schen Lira zur Folge. Bei 
Redaktionsschluss hat die 
Währung im Vergleich 
zum Jahresanfang rund 

70 % ihres Wertes einge-
büßt.

Die Regierung behauptet, 
dass die Gefahr vorbei ist, 
doch die Wahrheit sieht 
anders aus. Trotz der Zins-
erhöhung durch die Zent-
ralbank konnte die Ab-
wertung gegenüber dem 
Dollar nur verlangsamt, 
nicht gestoppt werden. 
Die Inflation liegt bei 17,9 
% und wird weiter stei-
gen. Es droht eine Stag-
flation (Stagnation + In-
flation) mit allen dramati-
schen Folgen.

Je mehr die türkische 
Lira an Wert verliert, des-
to schwieriger können 
Firmen ihre Schulden an 
ausländische Gläubiger 
zurückzahlen. Die Schul-
den des Privatsektors an 
ausländische Geldge-
ber beträgt aktuell 240,5 

Milliarden Dollar, davon 
müssen 70,5 Milliarden 
innerhalb eines Jahres be-
zahlt werden. Es ist zu be-
fürchten, dass die türki-
sche Wirtschaft ab 2019 in 
eine Rezession rutscht. 

Die Auswirkungen der 
Krise zeigen sich u.a. im 
Papiersektor. Papier wird 
wie viele andere Produk-
te importiert. Die Kos-
ten der Verlage sind seit 
Jänner um 60% gestiegen 

und Papier wird knapp. 
Viele Zeitschriften und 
Zeitungen wurden ein-
gestellt. Manche mussten 
ihre Preise erhöhen und 
ihre Beilagen einstellen. 
Regierungsnahe Medien 
aber haben die nötige fi-
nanzielle Unterstützung. 
Die Papierkrise bedeutet 
auch, dass der Preis für 
Toilettenpapier sich in den 
letzten Wochen teilweise 
mehr als verdoppelt hat.

Wenn die aktuelle Wäh-
rungskrise in eine Wirt-
schaftskrise umschlägt, 
dann hat das gravie-
rende Folgen für Millio-
nen Menschen. Wenn ei-
ne Firma nach der ande-
ren Pleite geht, wird auch 
die Arbeitslosigkeit neue 
Höchstwerte erreichen. 
Doch nicht nur die Firmen 
haben Schulden, sondern 
auch die einfachen Leute. 

Viele Menschen, die Kre-
dite aufgenommen haben, 
um sich eine kleine Woh-
nung leisten zu können, 
werden diese nicht mehr 
abbezahlen können. 

Vor wenigen Wochen wur-
de der tragische Selbst-
mord eines Vaters be-
kannt. Er konnte seinem 
Sohn keine Hose für die 
Schule kaufen - ein trauri-
ges Beispiel für die Verun-
sicherung der Menschen. 
In Folge wurde bekannt, 
dass es 2017 insgesamt be-
reits 233 armutsbedingte 
Selbstmorde gab!

Die Regierung aber ver-
sucht alles herunterzu-
spielen, indem sie die 
Krise einfach leugnet. 
Sie manövriert zwischen 
Populismus und harten 
Maßnahmen. Denn die 
AKP hat nur noch die Lo-
kalwahlen im kommen-
den März, die sie unbe-
dingt gewinnen muss. 
Danach gibt es bis 2023 
keine Wahlen mehr – und 
dann braucht sie auch 
keine populistische Poli-
tik mehr. Aber die wirt-
schaftliche Lage ist so 
ernst, dass es ungewiss 
ist, ob das Regime die Kri-
se bis zu den Wahlen hin-
auszögern kann.

Aktuell sind die Men-
schen total verunsichert. 
Die Regierung versucht, 
die ArbeiterInnen und 
Armen weiter mit Natio-
nalismus im Zaum zu hal-

ten, indem sie behauptete, 
dass „die Feinde“ einen 
Wirtschaftskrieg gegen 
das Land führen würden 
und setzt auf „wir sitzen 
alle im gleichen Boot“-
Propaganda.

Dass eine Krise kommt, 
die durch Massenentlas-
sungen unzählige Men-
schen in Arbeitslosig-
keit bzw. Armut treiben 
wird, ist sicher. Sozialis-
tInnen, Gewerkschaften, 
linke Organisationen etc. 
dürfen nicht warten und 
erst dann handeln, wenn 
die Krise da ist. Im Ge-
genteil braucht es rasch, 
schon in diesem Herbst, 
eine Konferenz, bei der 
ein gemeinsames Pro-
gramm und ein Aktions-
plan diskutiert und be-
schlossen werden. Milli-
onen von ArbeiterInnen 
und Armen muss eine Al-
ternative zur Propaganda 
vom „gleichen Boot“ auf-
gezeigt werden und auch, 
dass wir die Rechnung 
dieser Krise nicht bezah-
len werden. Die Stim-
mung dafür wächst – nun 
braucht es ein konkretes 
Programm dafür. Dabei 
ist auch wichtig, dass ein 
solches Programm sich 
nicht nur gegen Sympto-
me richtet, sondern ge-
gen die darunterliegen-
de Krankheit selbst - den 
Kapitalismus.

İsmail N. Okay,
Sosyalist Alternatif, 

www.sosyalistalternatif.com

Erdogan fürchtet die drohende Wirtschaftskrise

und zeigt auf „äußere Feinde“.

Türkei: Erdogan und 
die Währungskrise
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Nordirlandgrenze, Sonder-
verträge, Binnenmarkt 
etc. - die Verhandlun-
gen stecken fest. Es ist ein 
Kräftemessen zwischen 
verschiedenen Teilen des 
europäischen Kapitals. 

Die Abstimmung für 
den Brexit war nicht ge-
gen Europa, sondern ein 
Ausdruck der Wut der 
britischen ArbeiterIn-
nenklasse über die jahr-
zehntelange Sparpoli-
tik. Corbyns Erfolg (trotz 
schwankender Position 
zur EU) und die Beliebt-
heit seines Anti-Sparpro-

gramms ist ebenso Aus-
druck davon. 

Sowohl Tories wie auch 
der rechte Labour Flü-
gel haben nur das Wohl 
des britischen Kapitals 
im Auge. Corbyn zögert, 

diesen Kurs zu verlassen 
und den Kampf mit der 
Labour Rechten, die ihn 
laufend torpediert, auf-
zunehmen und sich ohne 
Kompromisse gegen je-
de Maßnahme zu stellen, 
die zu Lasten der Arbei-
terInnen geht. Beim Bre-
xit, aber auch bei Neu-
wahlen müsste Corbyn 

für ein klar sozialisti-
sches Programm eintre-
ten: Er müsste Forderun-
gen nach Verstaatlichung, 
die in seinem Programm 
schüchtern angeschnit-
ten sind, ausweiten in 
Richtung Verstaatlichung 
der großen Banken und 
Konzerne – und die Ei-
gentumsfrage stellen. Ei-
ne Regierung, die nicht 
unter der Knute der EU 
steht, könnte das umset-
zen - hin zu einem sozia-
listischen Brexit, also ei-
nem Bruch mit der kapi-
talistischen Logik der EU. 
Das könnte Vorbildwir-
kung haben für Spanien, 
Portugal, Irland, Grie-
chenland etc. Nein zur EU 
der Bosse, ja zu einer so-
zialistischen Föderation 
Europas auf freiwilliger 
Basis.

Laura Rafetseder

Britanniens Brexit-Chaos

Schweden: Rechtsruck?

Ohne eigene Position verliert 

die ArbeiterInnenklasse beim 

Kräftemessen um den Brexit.

Die Fraktionsvorsitzende 
der LINKEN im deutschen 
Bundestag, Sahra Wagen-
knecht, hat gemeinsam 
mit PolitikerInnen von 
SPD und Grünen, Kultur-
schaffenden und ande-
ren „aufstehen“ gegrün-
det, das sich als „neue lin-
ke Sammlungsbewegung“ 
bezeichnet. Erklärtes Ziel 
ist, Druck auf die Parteien 
auszuüben, um eine Re-
gierungsbildung von LIN-
KE, SPD und Grünen auf 
Basis linker Reformpolitik 
zu erreichen.

Kritik an „aufstehen“ 
entzündet sich in der LIN-
KEN an unterschiedlichen 
Punkten. Zum einen, weil 
die „aufstehen“-Gründe-
rInnen das Projekt zu kei-
nem Zeitpunkt in der Par-
tei zur Debatte gestellt und 
seine Gründung von einer 
demokratischen Entschei-
dung der Parteigremien 
abhängig gemacht haben. 
Es wird auch nicht ausge-
schlossen, dass es zu einer 
Spaltung der Partei kommt. 

Zum anderen, weil Wa-
genknecht sich in den letz-
ten zwei Jahren in der Mig-
rationspolitik für Einwan-
derungsbeschränkungen 
ausgesprochen hat. Im-
mer wieder hat sie dabei ei-
ne Rhetorik verwendet, die 
für Empörung gesorgt hat. 
Die Sorge ist daher groß, 
dass „aufstehen“ die Spal-
tung der ArbeiterInnen-
klasse entlang nationaler 
Linien vertiefen könnte. 
Von einem sozialistischen 

Standpunkt aus betrach-
tet, ist „aufstehen“ ein die 
Marktwirtschaft bejahen-
des Projekt, das nicht über 
die Grenzen des Kapitalis-
mus hinausweist.

Die prominenten Unter-
stützerInnen der Gruppe 
spielen bisher kaum eine 
Rolle bei den vielen der-
zeitigen realen sozialen 
Bewegungen in der Bun-
desrepublik. Die angeb-
lich 140.000 Unterstüt-
zerInnen haben nur ei-
nen Newsletter abonniert. 
Ob aus „aufstehen“ ei-
ne tatsächliche Bewegung 
wird, bleibt offen. Statt ei-
nes Aufbruchs nach links 
hat das Projekt aber jetzt 
schon Verwirrung und 
Konflikt in die Linke ge-
tragen. 

Die SAV (CWI in Deutsch-
land) versteht den Wunsch 
nach einer starken, ein-
heitlichen Linken, die in 
der Lage ist, den Aufstieg 
der AfD zu stoppen. Doch 
„aufstehen“ wird genau das 
nicht leisten, ist es doch nur 
links von SPD und Grünen, 
aber rechts von der Links-
partei angesiedelt. Wir kri-
tisieren daher die Grün-
dung von „aufstehen“ und 
rufen gleichzeitig deren 
UnterstützerInnen zum ge-
meinsamen Kampf gegen 
Wohnungsnot, Pflegenot-
stand, Rassismus und Ka-
pitalismus auf. 

Sascha Staničić,
SAV-Bundessprecher, 

Berlin

Ist „aufstehen“ 
ein Aufbruch?

Die Wahlen in Schweden 
waren eine Abrechnung 
mit der neoliberalen eta-
blierten Politik. Sozialde-
mokratie und Konserva-
tive fuhren das schlech-
teste Ergebnis ihrer 
Geschichte ein. Haupt-
sächlich profitierten die 
rassistischen Schweden-
demokraten. Doch auch 
die Linke baute ihre Po-
sition aus. So steigerte die 
Linkspartei ihr Ergebnis 
von 6 auf 8%. Die sozialis-
tische Gerechtigkeitspar-
tei RS (CWI in Schweden) 

konnte mit ihrer Wahl-
kampagne Tausende er-
reichen. Sie organisierte 
neben Demonstrationen 
gegen Neonazis auch Pro-
teste mit AltenpflegerIn-
nen und Seniorenorgani-
sationen für mehr Perso-
nal und gegen Kürzungen. 
RS hielt beide Stadtrats-
mandate in Lulea, verlor 
aber ihren Sitz in Haninge 
durch eine undemokrati-
sche Wahlreform, obwohl 
sie ihren Stimmenanteil 
ausbaute.

www.socialisterna.org

Mexiko: Aufstand der Uni
Nachrichten aus dem Komitee für eine ArbeiterInnenInternationale (CWI)

Seit langem nützen kor-
rupte PolitikerInnen in 
Mexiko „Porros“, faschis-
tische Schlägertruppen 
gegen politisch aktive 
Studierende. Am 3. Sep-
tember griffen 50 Por-
ros eine Studierenden-
demonstration an, sechs 
Menschen wurden teils 
schwer verletzt. Darauf-
hin stimmten die Studie-
renden von 40 Kampussen 
in demokratischen Ver-
sammlungen für die Be-
streikung der Universitä-
ten. Die Bewegung zeigt 

bereits Erfolge, so entließ 
die Universität von Mexi-
ko-City bereits 18 der Fa-
schisten. Doch diese Er-
folge sind nicht langfris-
tig, solange in der Uni-
Verwaltung Verbündete 
der „Porros“ tätig bleiben. 
Izquierda Revolucionaria 
(CWI in Mexiko) ist akti-
ver Teil der Proteste und 
fordert eine demokrati-
sche Universität, deren 
Führungskräfte von den 
Beschäftigten und Studie-
renden gewählt werden.

izquierdarevolucionariamx.net 

Jemen
Die Ölfirma Total im Je-
men weigerte sich 2016/17, 
Löhne zu zahlen. Bei ei-
nem Angriff wurden drei 
Arbeiter, die dagegen pro-
testierten, getötet. Der 
Gewerkschaftsbund blieb 
untätig. Nun gründen 
ehemalige Beschäftigte 
eine neue Gewerkschaft.  
Das CWI unterstützte die 
KollegInnen damals mit 
weltweiten Solidaritäts-
aktionen und hilft nun 
beim Aufbau der Gewerk-
schaft.

www.socialistworld.net 
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Warum es Klassenkampf 
statt Kulturkampf braucht

In der Neuerscheinung von 
„Kulturkampf im Klas-
senzimmer: Wie der Islam 
die Schulen verändert“ 
spricht Susanne Wiesin-
ger - Lehrerin an einer 
„Brennpunktschule“ und 

jahrelange soialdemokra-
tische Personalvertrete-
rin - über die „problema-
tische Entwicklung“ an 
Mittelschulen. Sie schreibt 
von „religiös indoktri-
nierten“ Kindern, die für 
Lehrer kaum mehr er-
reichbar sind und vom 
angeblichen Totschwei-
gen dieser Thematik, um 
nicht gratis Wahlwerbung 
für den politischen Geg-
ner (FPÖ) zu machen. Vie-
le sehen nach der Veröf-
fentlichung des Buches ein 
Tabu gebrochen. 

Gegen den Islam zu het-
zen stellte aber schon bis-
her kein Tabu dar. Ganz im 
Gegenteil: Seit Jahren wird 
überall gegen Muslime ge-
hetzt. Tagtäglich werden 
muslimische Frauen diskri-
miniert, wenn sie ein Kopf-
tuch tragen und Geflüchtete 
beleidigt, weil sie nicht per-
fekt Deutsch können. Die 
mediale Debatte wird nur 

darüber geführt, wie man 
Schwierigkeiten im Schul-
alltag mit mehr Repressi-
on - etwa Geldstrafen (!) für 
Nichtteilnahme bei Aus-
flügen oder Schullandwo-
chen - lösen könnte, anstatt 

die wahren Ursachen an-
zusprechen. Verschwiegen 
wird dadurch auch, dass 
autoritäre Denkmuster bei 
weitem nicht nur bei mus-
limischen SchülerInnen zu 
finden sind.

Das Problem ist v.a. der 
Ressourcenmangel. Die Re-
gierung streicht den 80 Mil-
lionen Euro schweren Inte-
grationstopf, der 2016 an-
gelegt worden ist, ersatz-
los. Darüber hinaus sollen 
Teamteaching Stunden 
(zwei LehrerInnen unter-
richten gemeinsam) weg-
fallen und nur noch in Ein-
zelfällen eingesetzt wer-
den. Des Weiteren werden 
ganztägige Schulangebo-
te noch dünner finanziert 
und Verträge von Schulso-
zialarbeiterInnen nicht ver-
längert. Der Mangel an Kin-
derbetreuungsplätzen wird 
nicht behoben, sondern 
verschärft und somit mehr 
Kinder in konfessionelle 

Kindergärten gedrängt. Die 
Regierung versucht, „Pro-
blemschulen“ untereinan-
der zu isolieren und mehr 
Geld (5-7 Millionen Euro) 
für die AHS bereitzustellen 
– das Zwei-Klassen-System 
in der Bildung wird weiter 
einzementiert. 

„Brennpunktschulen“ 
sind die Folge dieses Bil-
dungssystems. Sozial 
schwächer gestellte Schich-
ten werden bewusst in sol-
che Schulen gefiltert, was 
MigrantInnen (und daher 
auch Muslime/a) überpro-
portional stark trifft. Das 
ist nicht die Schuld der Be-
troffenen: Der Anteil an Mi-
grantInnen, die eine höhe-
re Bildung bzw. Matura an-
streben, entspricht jenem 
der österreichischen Be-
völkerung. Universitätsab-
schlüsse sind sogar häufi-
ger. Bildung ist keine Frage 
der Herkunft, Religion oder 
Erstsprache – sondern in 
erster Linie eine Frage der 
Klassenzugehörigkeit. Das 
beweist etwa die elitäre Vi-
enna International School: 
Dort, wo genügend Geld 
und Fördermittel vorhan-
den sind, wird Mehrspra-
chigkeit auch gefördert, an-
statt sie in der Schule zu 
verbieten.

Probleme werden auf die 
abgewälzt, die sich nicht 
wehren können. Muslimi-
schen Schü-lerInnen wird 

der Kulturkampf erklärt – 
ob sie das wollen oder nicht. 
Wer nicht perfekt Deutsch 
spricht, wird aus dem Klas-
senverband gerissen und 
isoliert. Kinder werden so 
in die Ecke gedrängt und 
müssen sich vor allem und 
jedem rechtfertigen: Der 
Schule, den Eltern, den Me-
dien. Das drängt autoritäre 
Denkweisen nicht zurück, 
sondern macht die Betrof-
fenen zu besonders leichter 
Beute für Hetzer aller Art. 
Wer etwa als Strafe für ne-
gatives Verhalten mehre-
re Tage von der Schule sus-
pendiert wird, wird es nur 
noch schwieriger haben, 
Teil der (Schul-)Gemein-
schaft zu sein.

Autoritäre Tendenzen 
können nicht durch ein 
autoritäres Schulsystem 
bekämpft werden, sie wer-
den dadurch noch befeu-
ert. An Stelle von staats-
tragender und pseudo-
demokratischer „Entra-
dikalisierung“ braucht es 
Geld- und Personalmit-
tel für kritische Sozialar-
beiterInnen und Psycho-
logInnen. In- und außer-
halb der Schule braucht 
es Organisationen der Ar-
beiterInnenbewegung, die 
konsequent für ein Bil-
dungssystem ohne zwei 
Klassen-Bildung und eine 
Gesellschaft ohne soziale 
Benachteiligung kämpfen. 

Nur mit einem gemeinsa-
men Kampf für mehr Res-
sourcen und gegen Rassis-
mus kann auch fundamen-
talistischen Kräften (egal 
ob muslimisch, christlich 
oder esoterisch) das Was-
ser abgegraben werden. 
Wie so etwas aussehen 
kann? 2014 kam es gegen 
eine kurdische Schülerin 
in Wels wiederholt zu Ge-
waltandrohungen durch 
Jugendliche, die mit sala-
fistischen Ideen sympathi-
sierten. Die SLP griff die-
se Gefahr offensiv und er-
folgreich auf und organi-
sierte gemeinsam mit der 
Betroffenen die Kampag-
ne „Gegen Fundamenta-
lismus und rechte Hetze 
– gemeinsam für Bildung 
und Jobs“. Wir organi-
sierten Diskussionsveran-
staltungen und öffentliche 
Proteste, die sich sowohl 
gegen Fundamentalismus, 
als auch gegen rechte Law-
and-Order Politik und den 
Sparzwang im Bildungs-
system richteten. Solche 
Kampagnen braucht es, wo 
konkrete Probleme auf-
tauchen. Was es dagegen 
nicht braucht, sind pseu-
do-aufklärerische Bücher, 
die sozial Benachteiligte 
weiter in Bedrängnis brin-
gen, während sie nichts an 
der dafür verantwortli-
chen Problematik ändern.

Stefan Brandl

Im Bildungswesen braucht es 

radikale soziale Veränderungen mit 

SchülerInnen - nicht gegen sie.
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1 Von den Bossen be-
stellt: Die Unterneh-
men wollen nicht 

mehr zahlen. Sie forderten 
eine Beitragssenkung von 
500 Millionen Euro, die 
sollen sie so bekommen. 
Lohnabhängige Menschen 
werden das mit höheren 

Beiträgen und Selbstbehal-
ten ausgleichen müssen.

2 Lukrative Jobs für 
Parteikumpels: Die 
F ü h r u n gsp o sit i-

onen in den umstruktu-
rierten Kassen werden mit 
schwarz-blauen Funk-
tionärInnen besetzt. Die 
lassen sich das teuer be-
zahlen. Die Zusammenle-
gung der Kassen verrin-
gert nicht die Bürokra-

tie, sondern verschärft sie 
mit einer neuen Schicht 
von Bonzen, die auf Kos-
ten der BeitragszahlerIn-
nen durchgefüttert werden 
müssen.

3 So wird Lohndum-
ping  ganz leicht-
gemacht: Bislang 

konnten die Gebiets-
krankenkassen überprü-
fen, ob Beschäftigte in 
ihren Betrieben korrekt 
angestellt und versichert 
sind. Diese Rolle wird an 
die Finanzpolizei abge-
schoben, der dafür aber 
Mittel gekürzt werden. 
Schon jetzt kann es Jah-
re dauern, bis ein Betrieb 
nach einer Anzeige über-
prüft wird. Das wird sich 

nun weiter verschlim-
mern.

4 Die Existenz ge-
fährdende Arbeits-
unfälle: Wenn nach 

einem Arbeitsunfall Leis-
tungen bei der Kranken-
kasse beansprucht wur-
den, hat bislang die AU-
VA und somit das Unter-
nehmen dafür gezahlt. Das 
war nur gerecht so, warum 
sollen Lohnabhängige das 
Verletzungsrisiko am Ar-
beitsplatz tragen? Jetzt sol-
len Kosten und Risiken auf 
die Lohnabhängigen abge-
wälzt werden.

5 Privatisierung: Das 
Gesundheitswesen 
ist ein profitables 

Geschäft und mit der Re-
form der Krankenkassen 
öffnet die Regierung den 
Geiern die Tür. Die Kran-
kenhäuser der AUVA wer-
den in eine GmbH ausgela-
gert – ein erster Schritt in 
Richtung Privatisierung.

Fünf Gründe, warum...

..die Zusammenlegung der 

Krankenkassen zu Lasten 

arbeitender Menschen geht.

 F Schluss mit Arbeitslo-
sigkeit, Lohnkürzung 
& Schikanen gegen 
Arbeitslose. Mindestlohn 
& Mindestpension 
von 1.700 € Brutto & 
Arbeitszeitverkürzung 
auf 30 Stunden pro 
Woche – d.h. Verteilung 
der vorhandenen Arbeit 
auf Alle bei vollem Lohn. 
Unbefristetes Arbeits-
losengeld und Pension 
dürfen nicht unter dem 
Mindestlohn liegen.
 F Kapitalismus bringt 
immer wieder Krisen! 
Statt Subventionen und 
Rettungen aus unseren 
Steuern für Banken & 
Konzerne wollen wir ein 
öffentliches Investitions-
programm bei Gesund-
heit, Bildung, Wohnen, 
Umwelt & Verkehr.
 F Der Kampf für 
Frauenrechte ist für 
uns Teil des Kampfes 
für eine sozialistische 
Gesellschaft! Für eine 
gerechte Entlohnung und 
Verteilung der bezahlten 
und unbezahlten Arbeit! 
Flächendeckende 
kostenlose Betreuung 
von Kindern und 
Pflegebedürftigen durch 

bezahlte Fachkräfte. 
Schluss mit Sexismus und 
Gewalt gegen Frauen!
 FWir mobilisieren gegen 
die Angriffe der radikalen 
Abtreibungsgegner auf das 
Selbstbestimmungsrecht 
von Frauen! Möglichkeit 
auf kostenlosen Schwan-
gerschaftsabbruch in 
öffentlichen Spitälern in 
allen Bundesländern.
 F Schluss mit rassistischen 
Gesetzen und Abschie-
bungen! MigrantInnen 
sind nicht die Ursache 
für soziale Probleme. 
Gemeinsamer Kampf von 
ÖsterreicherInnen und 
MigrantInnen für die volle 
rechtliche, politische und 
soziale Gleichstellung aller 
hier lebenden Menschen.
 F Die Jugend braucht eine 
Zukunft. Statt Kürzungen 
und Privatisierung mehr 
Geld für Bildung, die sich 
nicht an den Interessen 
der Wirtschaft orientiert, 
sondern kritische und 
selbständige Menschen 
zum Ziel hat. Garantierte 
Lehrstellen & Jobs, von 
denen man leben kann, 
leistbare Wohnungen und 
Freizeiteinrichtungen 
ohne Konsumzwang.

 F Schluss mit der Diskrimi-
nierung, Stigmatisierung 
und Behinderung 
von Menschen mit 
besonderen Bedürfnissen. 
Für das Recht auf 
Selbstorganisierung und 
Selbstbestimmung.
 FVolle Gleichberechtigung 
für Schwule, Lesben, 
Transgenderpersonen 
& Bisexuelle
 F Nein zu polizeistaatlichen 
Methoden und privaten 
Sicherheitsdiensten, die 
nur die Interessen des 
Kapitals schützen. Statt 
auf Überwachungsstaat 
und Aufrüstung setzen 
wir auf soziale Sicherheit. 
 F Sozialpartnerschaft 
bedeutet besonders heute 
Verschlechterungen. 
Statt Privilegien und 
Bürokratie im ÖGB 
für kämpferische 
und demokratische 
Gewerkschaften.
 F Faschistische und rechts-
extreme Organisation wie 
Burschenschaften & auch 
die FPÖ sind eine reale 
Bedrohung für Migran-
tInnen, Gewerkschafte-
rInnen & Linke. Dagegen 
braucht es entschlos-
senen Widerstand 

und den Aufbau einer 
politischen Alternative!
 F SPÖ und Grüne sind 
diese Alternative nicht. 
Sie können die rechte 
Gefahr nicht stoppen.
Wir wollen keine 
StellvertreterInnen-
politik, sondern wir 
brauchen eine neue 
starke, kämpferische 
sozialistische Partei für 
ArbeiterInnen, Arbeits-
lose & Jugendliche, 
deren VertreterInnen 
keine Privilegien haben.
 F Hunger, Krieg, Umwelt-
zerstörung, Armut & 
Verschuldung sind die 
Folge neokolonialer 
Politik im Interesse 
von Konzernen. Keine 
Zusammenarbeit 
oder Mitgliedschaft 
in imperialistischen 
Militärbündnissen. Nur 
internationale Solida-
rität & Zusammenarbeit 
der ArbeiterInnenbewe-
gung kann Frieden und 
ein menschenwürdiges 
Leben für Alle schaffen.
 F Keine Privatisierung 
der Gewinne und 
Verstaatlichung der 
Verluste. Es reicht nicht, 
die Finanzmärkte zu 

regulieren und inter-
nationale Institutionen 
wie EU, IWF & Weltbank 
zu reformieren. Wir 
brauchen eine echte 
Alternative zum Kapita-
lismus. Darum sind wir 
für die Überführung der 
Banken & Konzerne in 
öffentliches Eigentum 
unter demokratischer 
Kontrolle & Verwaltung 
der Beschäftigten & 
der Gesellschaft.
 F Kapitalismus bedeutet 
Umweltzerstörung und 
Chaos. Nachhaltigkeit 
und Wohlstand durch 
eine demokratisch 
geplante Wirtschaft, die 
von gesellschaftlichen 
Bedürfnissen und nicht 
von Aktienkursen & 
Profiten bestimmt wird.
 F Eine revolutionäre 
Veränderung ist 
notwendig. Lediglich 
Reformen führen zu 
keinen grundlegenden 
Verbesserungen. Die 
ArbeiterInnenbewegung 
& die Jugend sind Kräfte, 
die den Bruch mit dem 
Kapitalismus & eine 
demokratische, sozi-
alistische Gesellschaft 
erkämpfen können.

Sozialistische LinksPartei  Wofür wir stehen

Waagrecht
1 anders für Trennung, Teilung… 4 Europäische Agentur für Grenz- und 
Küstenwache 6 Wiener Schüler, dessen Abschiebung von Mitschüle-
rInnen verhindert wurde 10 Schutz 12 Gefühl bei Nahrungsmangel 13 
Internationale Organisation mit Sitz in Wien 14 Vor 3 17 „Staat“ in Afrika 
19 Nicht freiwilliges Verlassen der Heimat 20 dauerhafte Verlegung des 
Lebensmittelpunktes 21 Gegenteil von Reichtum
Senkrecht
2 Trennlinie zwischen Staaten 3 Komitee für eine ArbeiterInneninter-
nationale 5 Strömung in der ArbeiterInnenbewegung 7 Geld mit dem 
Zweck, mehr Geld zu erwirtschaften 8 Österreichischer Waffenprodu-
zent 9 Gewerkschaft in Hong Kong 11 Deutsche Politikerin (Vorname) 15 
Werkzeug zum Töten 16 Fortsetzung der Politik mit anderen Mitteln 18 
Schöpferischer Prozess zwischen Mensch und Natur

Sende Kopie oder Foto des fertigen Rätsels „Flucht“ an slp@slp.at oder SLP, 

Pappenheimg. 2/1, 1200 Wien – unter allen Einsendungen verlosen wir ein 

Vorwärts-Jahresabo.



€ 1,– / € 2,–   Nr. 271 | 10.2018Die sozialistische Zeitung seit 1983

Kirche und christliche 
Fundis warten nur dar-
auf, von Frauen erkämpfte 
Rechte anzugreifen. Jetzt, 

wo ÖVP und FPÖ an der 
Macht sind, ganz oben auf 
der Wunschliste: den Zu-
gang zu Abtreibung er-
schweren.

Während das ihnen 
noch mehr Macht über die 

Körper von Frauen gäbe, 
würde es unsere Gesund-
heit und unsere Leben 
gefährden. Denn wo Ab-

treibung nicht zugäng-
lich ist, werden nicht we-
niger durchgeführt – da-
für aber umso gefährli-
cher.

Sie nennen sich „Pro 
Life“. Gleichzeitig macht 

ihre Politik 99% der Kin-
der - sobald sie gebo-
ren sind - das Leben zur 
Hölle. Gesundheit, Woh-

nen, Bildung: überall 
fehlt Geld weil sie und 
ihre FreundInnen in der 
Wirtschaft es sich einste-
cken. 

Doch wir wollen nicht 
weniger, sondern mehr 

Rechte! Abtreibung muss, 
ebenso wie Verhütungs-
mittel und fortschritt-
licher Sexualunterricht, 
für alle zugänglich und 
kostenlos sein. Mit kos-
tenloser Kinderbetreu-
ung, höheren Löhne und 
kürzeren Arbeitszeiten 
können wir uns auch frei 
für Kinder entscheiden. 
Wenn du bei unseren Ak-
tionen gegen die christ-
lichen Fundis dabei sein 
willst dann schreib uns: 
info@nichtmitmir.at

Ella Kempter

Mein Körper – 
Meine Entscheidung!

Religiösen Fundamentalismus bekämpfen – 

Frauenrechte verteidigen!

Termin
19./20. Oktober

Eine Welt zu 
gewinnen

Laura Calderón García aus 
Spanien berichtet über den 
Frauenstreik. Betriebsräte 
aus dem Sozialbereich, von 
Postbus und AUVA disku-
tieren über Widerstand ge-
gen Schwarz-Blau. Neun 
Arbeitskreise – 2 Debatten – 
AktivistInnen aus ganz Ös-
terreich.

Infos unter www.slp.at

GMUNDEN

SLP-Ortsgruppe 
Termine unter 
www.slp.at/termine

GRAZ

SLP-Ortsgruppe  
jeweils Montag, 1900 Uhr  
im ‘Café Stockwerk’ 
Jakominiplatz 18

LINZ

SLP-Ortsgruppe 
jeweils Dienstag, 1800 Uhr 
im ‘Alte Welt’, Hauptplatz 4

SALZBURG-STADT

SLP-Ortsgruppe 
jeweils Montag, 1900 Uhr 
im ‘Shakespeare’ 
Hubert-Sattler-Gasse 3 
(Nähe Mirabellplatz)

VÖCKLABRUCK

SLP-Ortsgruppe 
Termine unter 
www.slp.at/termine

WIEN

SLP Wien West 
jeweils Montag, 1800 Uhr 
Buchhandlung ‘Libreria 
Utopia’ 
15; Preysinggasse 26 - 28 
(Nähe U3 Schweglerstraße)

SLP Brigittenau 1 
jeweils Dienstag, 1830 Uhr 
im SLP-Büro 
20; Pappenheimgasse 2/1 
(Bei "Büro" läuten)

SLP Brigittenau 2 
jeweils Donnerstag, 1830 Uhr 
im SLP-Büro 
20; Pappenheimgasse 2/1 
(Bei "Büro" läuten)

Treffpunkte


